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Dr. Möller, Dr. Wallmann, Dr. Waigel, Dr. Jahn (Münster), Frau Dr. 
Neumeister, Spranger, Vogel (Ennepetal), Dr. Dollinger, Dr. Häfele, 
Franke, Dr. Zeitei, Dr. Warnke, Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), 

Dr. Hoffacker, Dr. Köhler (Wolfsburg), Frau Hoffmann (Hoya), 

Dr. van Aerssen, Dr. Nothelfer, Krey, Köster, Weber (Heidelberg), 
Tillmann, Dr. Jobst, Dr. Hübsch, Feinendegen, Vogt (Düren), Burger, 
Milz, Dr. Sprung, Dr. Hornhues, Helmrich, Dr. Hammans und 
der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 8/244 — 

Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 


Der Bundesminister des Innern — ^ O II 1 — 139 110/7 
— und der Bundesminister der Finanzen — V A 4 — 
FV 5010 — 220/77 — haben mit Schreiben vom 
15. September 1977 namens der Bundesregierung 
die Große Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung mißt dem verfassungsrechtlich 
garantierten Recht der Städte, Gemeinden und 
Kreise auf Selbstverwaltung einen ähnlich gewich- 
tigen Rang zu wie dem föderativen Staatsaufbau. 
Die Aufteilung der Kompetenzen auf Bund, Länder 
und Gemeinden stärkt die demokratische Vielfalt, 
beugt denkbarem Machtmißbrauch vor und ermög- 
licht bürgernahe Verwaltung. Die eigenständige 
politische Willensbildung auf der kommunalen 
Ebene ist ein unverzichtbarer Bestandteil des ge- 
gliederten und demokratischen Staates, sie sichert 
bürgerschaftliche Mitwirkung und individuelle Frei- 
heit. 

Die Bundesregierung hat bereits mehrfach, insbe- 
sondere in ihrer Antwort auf die Große Anfrage 


betr. Lage der Städte, Gemeinden und Kreise im 
Jahre 1974 (Drucksache 7/2409), auf den hervor- 
ragenden Platz hingewiesen, den Städte, Gemein- 
den und Kreise im Verwaltungsaufbau der Bundes- 
republik Deutschland einnehmen und den hohen 
Rang betont, den die freie Selbstverwaltung durch 
von der Bürgschaft gewählte Organe im demo- 
kratischen System der Bundesrepublik verkörpert. 

Die Bundesregierung wiederholt und bekräftigt die- 
se Aussage; Ohne kommunale Selbstverwaltung 
gibt es weder den mündigen Bürger noch die bür- 
gernahe Verwaltung. Dort, wo vitaler Bürgergeist 
zu Hause ist, wo verantwortungsbewußte und ver- 
antwortungsbereite Menschen am Leben und der 
Gestaltung der örtlichen Gemeinschaft mitwirken, 
bietet sich auch kein Betätigungsfeld für extreme 
und antidemokratische Kräfte. 

Ein derartiges Verständnis der kommunalen Selbst- 
verwaltung erfordert geeignete Formen der Teil- 
habe der Städte, Gemeinden und Kreise am staat- 
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liehen Willensbildungs- und Entscheidungsprozeß. 
Die Bundesregierung hat deswegen der kommuna- 
len Ebene förmliche Mitwirkungsrechte bei der 
Vorbereitung von Gesetzesinitiativen sowie von 
Entwürfen zu Verordnungen und Verwaltungsvor- 
schriften eingeräumt. 

Nach dem im Grundgesetz angelegten zweistufigen 
Staatsaufbau gehören die Gemeinden zum Bereich 
der Länder. Das Grundgesetz verteilt daher die 
staatlichen Aufgaben grundsätzlich nur zwischen 
Bund und Ländern. Ob Aufgaben der Länder von 
Landes- oder Kommunalbehörden wahrgenommen 
werden, ist hauptsächlich landesinternen Regelun- 
gen überlassen. Das gilt auch für die Entscheidung, 
wer im Verhältnis zwischen Ländern und Gemein- 
den eine öffentliche Aufgabe zu finanzieren hat. Der 
Bund hat grundsätzlich keinen Einfluß darauf, wen 

Haushaltsdaten der C 

landesintern die Finanzierungslast für Aufgaben 
trifft, die nach Artikel 104 a GG in der Finanzie- 
rungszuständigkeit der Länder liegen. 

Diese Ausgangslage macht deutlich, daß nach 
Artikel 106 ff. GG die Hauptverantwortung für die 
Ausstattung der Gemeinden mit den für die Erfül- 
lung ihrer Aufgaben erforderlichen Finanzierungs- 
mitteln bei den Ländern liegt. Die den Gemeinden 
vom Grundgesetz selbst oder vom Grundgesetz in 
Verbindung mit einem Bundesgesetz zugewiesenen 
Steuereinnahmen (Realsteuern, Beteiligung der Ge- 
meinden an der Einkommensteuer) können vom 
System unserer Finanzverfassung her daher immer 
nur einen Teil der Finanzausstattung der Gemein- 
den decken. Es liegt in der Verantwortung der Län- 
der, welche Finanzmittel ihre Gemeinden darüber 
hinaus erhalten und wie hoch demgemäß letztlich 

iebietskörperschaften 
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Mrd. DM 


1 

H. 

I. Einnahmen insgesamt 







Bund 

88,29 


135,78 

47,49 

+ 53,8 

+ 7,4 

Länder 

74,59 


139,42 

64,83 

+ 86,9 

4 - 11,0 

Gemeinden 

50,83 


101,91 

51,08 

+ 100,5 

-\- 12,3 

Steuereinnahmen 







Bund 

83,71 


130,90 

47,19 

+ 56,4 

+ 7,8 

Länder 

52,16 


94,91 

42,75 

+ 82,0 

+ 10,5 

Gemeinden 

16,67 


34,20 

17,50 

+ 104,8 

+ 12,7 

Anteil am Gesamtsteueraufkommen 







in V. H. 







Bund 

54,2 


48,8 




Länder 

33,9 


35,5 




Gemeinden 

10 , 8 ^ 


12,8 




11. Ausgaben insgesamt 







Bund 

87,87 


161,67 

73,80 

+ 84,0 

+ 10,7 

Länder 

77,65 


154,70 

77,05 

+ 99,2 

- 412,2 

Gemeinden 

56,71 


105,78 

49,07 

+ 86,5 

4 - 11,0 

in. Finanzierungssalden 







Bund 

+ 0,42 
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— 

— 

— 

Länder 

-3,06 


-15,28 

— 

— 

— 

Gemeinden 

-5,88 


- 3,87 

— 

— 

■ — ■ 


h Länder einschließlich kommunaler Steuern der Stadtstaaten 
“) Gemeinden ohne kommunale Steuern der Stadtstaaten 

einschließlich vorgezogenem Gewerbesteueraufkommen von 1969 (rd. 800 Millionen DM) = 11,3 v.H. 
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die Finanzausstattung ihrer Gemeinden ist. Das 
kommt auch deutlich in Artikel 106 Abs. 7 GG zum 
Ausdruck. Die Zuständigkeit des Bundes für die 
Kommunalfinanzen ist auf globale gesetzgeberische 
Maßnahmen beschränkt. Eine grundsätzliche Ver- 
besserung der Gemeindefinanzen im Sinne eines 
Ausgleichs zwischen finanzstarken und finanz- 
schwachen Gemeinden gehört nicht zu den Auf- 
gaben des Bundes und ist mit globalen Maßnahmen 
auch nicht zu erreichen. Der Ausgleich dos Steuer- 
kraftgefälles kann daher nur durch die Länder über 
den kommunalen Finanzausgleich herbeigeführt 
werden. 

In einer finanzwirtschaftlichen Betrachtung kön- 
nen die Gemeinden nicht isoliert, sondern nur im 
Zusammenwirken mit den übrigen Gebietskörper- 
schaften in der Bundesrepublik dargestellt werden. 
Da Ausgangspunkt zahlreicher Fragen die Finanz- 
situation der Gemeinden ist, gibt die Bundesregie- 
rung einleitend eine Übersicht über die Finanz- 
situation der Gemeinden und im Vergleich dazu des 
Bundes und der Länder (s. Seite 2). 

Das Jahr 1976 war für die Gemeinden und Ge- 
meindeverbände nach der Rezession finanzpolitisch 
ein Jahr der Konsolidierung. Das geht aus der kom- 
munalen Finanzstatistik für das Jahr 1976 hervor, 
die das Statistische Bundesamt im April 1977 be- 
kanntgegeben hat. Auch die Deutsche Bundesbank 
hat im Geschäftsbericht 1977 festgestellt, daß die 
Gemeinden mit der Konsolidierung ihrer Haushalte 
din weitesten vorankamen. Die bisher vorliegenden 
statistischen Daten für 1977 weisen aus, daß die 
Kommunen auch für das laufende Haushaltsjahr 
weitere Fortschritte in ihrer Haushaltskonsolidie- 
rung erzielen. 

Die gegenüber dem Vorjahr positivere Entwicklung 
der kommunalen Finanzen im Jahr 1976 war ge- 
kennzeichnet durch einen starken Einnahmezuwachs 
von 11,9 v. H. und einen niedrigen Ausgabenanstieg 
von 3,7 V. H. Als Folge dieser sehr unterschiedlichen 
Einnahme- und Ausgabenentwicklung ist das Finan- 
zierungsdefizit der Kommunen 1976 auf ein Drittel 
des Vorjahresbetrages, nämlich auf rd. 3,9 Mrd. DM, 
gesunken. Da die Nettokreditaufnahme um 18 v. H, 
von 6,8 Mrd. auf 5,6 Mrd, DM zurückgeführt wurde, 
hatten die Gemeinden (GV) die Möglichkeit, sogar 
ihren Kassen- und Rücklagenbestand zum Jahres- 
ende zu erhöhen. 

Das Verhältnis von Nettokreditaufnahnien zu Ge- 
samtausgaben gibt an, wie weit sich die Gebiets- 
körperschaften zur Deckung ihrer Ausgaben ver- 
schuldeten: 





Ge- 


Bund 

Länder 

rnein- 

den 

(GV) 

Nettokreditaufnahme 




in V. H. der Ausgaben , . . 

15,9 

10,3 

5,3 


Wenn die Gemeinden (GV) im Jahr 1976 nur 
5,3 V. H. ihrer Gesamtausgaben durch Kredite finan- 


zierten, kommt auch darin der erreichte Konsolidie- 
rungsgrad zum Ausdruck. 

Zu der kräftigen Einnahmesteigerung trugen nahe- 
zu alle bedeutenden Einnahmeposten bei. 

Die Steuereinnahmen der Kommunen wuchsen mit 
einer Rate von 12,7 v. H. stark an. Damit setzte sich 
der langjährige Trend fort, der für die Gemeinden 
(GV) von 1970 bis 1976 zu einer Steigerung von 
durchschnittlich jährlich 12,7 v. H. geführt hat. Die 
vergleichbaren Zuwachsraten der Länder betrugen 
10,5 v. H.; beim Bund stiegen die Steuereinnahmen 
gleichzeitig jährlich um 7,8 v. H. Das hatte zur 
Folge, daß der kommunale Anteil am Gesamtsteuer- 
aufkommen 1976 — wie in den Vorjahren — zu- 
nahm; er wurde von 10,8 v. H. ^) in 1969, dem Jahr 
vor der Gemeindefinanzreform, auf 12,8 v. H. in 1976 
erhöht. 

Für die Entwicklung der Gesamteinnahmen waren 
auch die Investitionszuweisungen von Bund und 
Ländern bedeutsam. Nicht zuletzt aufgrund des Pro- 
gramms der Bundesregierung zur Stärkung von Bau- 
und anderen Investitionen stiegen sie 1976 gegen- 
über 1975 um 10,5 v. H. an. Auch die laufenden Zu- 
weisungen von Bund und Ländern wurden um 
4,1 V. H. erhöht. 

Die stärksten Einnahmesteigerungen ergaben sich 
bei den der Kostenentwicklung angepaßten Bei- 
tragseinnahmen ( f 18,4 V. H.) und sonstigen Ein- 
nahmen aus Verwaltung und Betrieb, hauptsächlich 
Gebühren (^ 16,3 v. H.), 

Insbesondere aufgrund der unterschiedlichen Steuer- 
entwicklung bei den verschiedenen Gebietskörper- 
schaften ergaben sich große Unterschiede bei den 
Einnahmezuwächsen: Die Einnahmen des Bundes 
stiegen zwischen 1970 und 1976 mit 53,8 v. H. fast 
nur halb so schnell wie die der Gemeinden mit 
101,9 V. H. 


Abschnitt I 

Kommunale Kosten der Bundesgesetzgebung 

1. Wie will die Bundesregierung konkret ihre 
Ankündigung verwirklichen: „Darüber hinaus 
bemüht sich die Bundesregierung in ihrer zu- 
künftigen Gesetzgebungsarbeit zu verhindern 
daß den Städten, Kreisen und Gemeinden zu- 
sätzliche erhebliche finanzwirtschaftliche Be- 
lastungen ohne entsprechenden Ausgleich zu- 
gemutet werden" (Tz. 93 der Regierungserklä- 
rung)? Teilt die Bundesregierung die Auffas- 
sung, daß auch im Einzelfall unerhebliche Be- 
lastungen der Gemeinden (GV) in ihrer Sum- 
mierung innerhalb einer Wahlperiode zu er- 
heblichen finanzwirtschaftlichen Belastungen 
führen können? 

Angesichts der angespannten Finanzlage der öffent- 
lichen Haushalte bemüht sich die Bundesregierung, 
neue Gesetze und Maßnahmen mit Kostenauswir- 
kungen für die Gemeinden und Gemeindeverbände 


’) vorgezogeuGs GewerbcsteuGiaufkominen abzüglich er- 
sparter Umlage von ca, 1,6 N4rd. DM abgesetzt. 
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nur nach gründlicher Ermittlung der finanziellen 
Belastungen den parlamentarischen Gremien vor- 
zulegen. Dabei wird im Zusammenhang mit der 
gesamten kommunalen Einnahmen- und Ausgaben- 
entwickiung zu entscheiden sein, ob ein Gesetz die 
Finanzierungskraft der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände übersteigt. Grundsätzlich wird die Bun- 
desregierung keine Gesetzes- und Verordnungs- 
vorlagen beschließen, die zu einer finanziellen 
Überforderung der Kommunen führen würden. Die 
Bundesregierung befindet sich damit in Überein- 
stimmung mit entsprechenden Äußerungen des 
Bundesrates und den Wünschen der kommunalen 
Spitzenverbände. Sie geht davon aus, daß die kom- 
munalen Spitzenverbände die Beteiligungsmöglich- 
keiten nach den Geschäftsordnungen des Deut- 
schen Bundestages und der Bundesministerien in- 
tensiv nutzen und ihre Vorstellungen und Erfah- 
rungen über die Notwendigkeit und den ümfang 
neuer Maßnahmen, insbesondere im Hinblick auf 
deren Finanzierbarkeit, dariegen. Die Bundesregie- 
rung erwartet, daß die kommunalen Spitzenverbän- 
de verstärkt zur Ermittlung der Gesetz- und Ver- 
ordnungskosten beitragen und dabei zur Frage der 
Finanzierbarkeit Stellung nehmen werden. 

Im übrigen gilt auch für den kommunalen Bereich, 
daß — ebenso wie bei Bund und Ländern — neue 
Aufgabenstellungen zur Überprüfung bisheriger 
Prioritäten führen müssen. Nach Auffassung der 
Bundesregierung entspricht ein isolierter Ausgleich 
von finanziellen Belastungen der Kommunen auf- 
grund einzelgesetzlicher Regelungen nicht den 
Grundsätzen unserer Finanzverfassung. Die finan- 
zielle Leistungsfähigkeit der Kommunen kann nur 
in periodischen Abständen bei einer Überprüfung 
des finanziellen Gesamtstatus aller Gebietskörper- 
schaften nach dem Maßstab des Artikels 106 GG im 
Rahmen der jeweils fälligen Verhandlungen zwi- 
schen Bund und Ländern über die Neufestsetzung 
des Beteiiigungsverhältnisses an der Umsatzsteuer 
beurteilt werden. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß das in 
der Frage angeführte Zitat nur im Zusammenhang 
mit den übrigen Aussagen zur kommunalen Finanz- 
wirtschaft zutreffend gewertet werden kann. Sie hat 
in der Regierungserklärung vom 16. Dezember 1976 
aus ihrer gesamtpolitischen Verantwortung heraus, 
Bund, Länder und Gemeinden (GV) in ihrem Zusam- 
menwirken zu sehen, deshalb auch geäußert: „Wir 
gehen davon aus, daß die Auswirkungen steuer- 
licher Erleichterungen gemäß den Grundsätzen des 
Artikels 106 des Grundgesetzes von alleii Gebiets- 
körperschaften zu tragen sein werden." Darin drückt 
sich auch die Überzeugung aus, daß keine Gebiets- 
körperschaft erwarten kann, zwar an den Mehr- 
einnahmen durch die Steuerprogressionen beteiligt 
zu werden, von den Folgen einer allgemeinen 
Steuersenkung aber ausgenommen zu bleiben. We- 
gen der angespannten Finanzlage wurde in der Re- 
gierungserklärung ausdrücklich betont: „Wir kön- 
nen den Gemeinden zwar keine generelle Verbes- 
serung ihrer Finanzausstattung Zusagen, aber wir 
werden dafür sorgen, daß die bisherigen Programme 
der Bundesregierung zur Verbesserung der Lebtms- 
qualitdt der Gemeinden fortgeführt werden." 


2. Ist die Bundesregierung bereit, künftig in 
Entwürfen von Gesetzen und Verordnungen 
die daraus den Gemeinden (GV) entstehenden 
Kosten investiver Maßnahmen, Personal- 
kosten und sonstigen Folgekosten darzustel- 
len? Hat die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang erwogen, Rechnungshöfe, kom- 
munale Verwaltungen, Hochschulen oder an- 
dere Einrichtungen mit der Durchführung von 
Planspielen zu beauftragen? Sieht die Bundes- 
regierung andere Möglichkeiten, vor dem Er- 
laß von Gesetzen und Verordnungen die ge- 
samten Kostenfolgen für die Gemeinden (GV) 
zu klären? 

Wie die Bundesregierung bereits in ihren Antwor- 
ten vom 22. Juli 1974 und vom 22. März 1977 auf 
entsprechende Fragen dargeiegt hat — vgl. Druck- 
sache 7/2409 und Drucksache 8/212 — , sieht die 
Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministe- 
rien in ihrem besonderen Teil (GGO II) vor, daß in 
der Begründung von Gesetzentwürfen die Auswir- 
kungen auf die Haushalte der Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände — aufgegliedert nach Sach- 
kosten und Personalausgaben — aufzuführen sind. 
Darüber hinaus stellt die GGO II in ihren Vor- 
schriften über die Beteiligung der Länder und der 
kommunalen Spitzenverbände an der Vorbereitung 
von Entwürfen sicher, daß die Länder und die auf 
Bundesebene bestehenden kommunalen Spitzen- 
verbände, deren Belange berührt werden, an der 
Vorbereitung von Gesetzen, Verordnungen und all- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften möglichst früh- 
zeitig beteiligt werden. 

Bei der Kostenermittlung haben sich in vielen 
Fällen jedoch trotz Mitwirkung der kommunalen 
Spitzenverbände Schwierigkeiten ergeben. So hat 
das Deutsche Institut für Urbanistik zur letzten No- 
vellierung des Bundesbaugesetzes zwar Kosten- 
untersuchungen durchgeführt und diesen Untersu- 
chungen auch die Ergebnisse von Planspielen zu- 
grunde gelegt. Das Institut hat aber betont, daß 
gerade die Fragen des jeweiligen Verwaltungsauf- 
wandes nur unter Einbeziehung der spezifischen 
lokalen Gegebenheiten beantwortet werden konn- 
ten und damit Hochrechnungen von Kostenschät- 
zungen im Bundesmaßstab methodisch nicht mög- 
lich waren. 

Eine zentrale Vorausermittiung der Kosten wird 
auch in einigen Fällen kaum möglich sein, z. B. 

— • bei einer Rahmengesetzgebung des Bundes, de- 
ren Kostenumfang von der Ausgestaltung durch 
die Länder abhängt (z. B. Bundesnaturschutz- 
gesetz) 

— bei Bundesgesetzen, die Länder und Kommunen 
in einzelnen Bereichen eigene Entscheidungs- 
möglichkeiten einräumen (z. B. Bundessozial- 
hilfegesetz) 

-- bei Bundesgesetzen, die sich auf einzelne Kom- 
munen sehr unterschiedlich auswirken (z. B. Ent- 
wurf eines Bundesberggesetzes). 

Im übrigen führen Maßnahmen des Bundes bei den 
Gemeinden (GV) nicht nur zu Kosten sondern auch 
zu finanziellen Entlastungen (z. B. Haushaltsstruk- 
turgesetz, Gesetz zur Änderung des ersten Gesetzes 
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zur Überleitung von Lasten und Deckungsmitteln 
auf den Bund). Auch hier gibt es Fälle, bei denen 
die Höhe der finanziellen Entlastungen schwierig 
zu ermitteln ist. 

Der Bundesminister des Innern hat zwischenzeit- 
lich vom Forschungsinstitut der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften in Speyer ein Verfah- 
ren zur besseren Vorausschätzung des durch den 
Vollzug neuer Gesetze entstehenden zusätzlichen 
Personalbedarfs erarbeiten lassen. Das Verfahren 
wird z. Z. erprobt. 

Über den ersten Testversuch wurde dem Haushalts- 
und dem Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
am 3. Mai 1977 ein Bericht vorgelegt. Die Erprobung 
wird fortgeführt. 

Das Verfahren sieht auch die Durchführung von 
Planspielen zur Ermittlung bestimmter Kostenfak- 
toren vor. Ob und ggf. in welchem Umfang Plan- 
spiele zur Ermittlung der den Gemeinden entstehen- 
den Kosten sinnvoll erscheinen, hängt — wie das 
oben erwähnte Beispiel des Bundesbaugesetzes 
zeigt — weitgehend von der Gesetzesmaterie ab und 
ist nur im Einzelfall zu entscheiden. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, bei künftigen 
Gesetzen und Planungen, die die Gemeinden 
(GV) finanziell belasten, auch die notwendi- 
gen Finanzmittel bereitzustellen? 

Auf entsprechende Fragen hat die Bundesregierung 
bereits in ihren Antworten vom 22. Juli 1974 und 
vom 22. März 1977 — vgl. Drucksache 7/2409 und 
Drucksache 8/212 — im wesentlichen folgendes er- 
klärt: 

1. Würde in der Finanzausstattung von Bund und 
Ländern — Einnahmen und Ausgaben der Ge- 
meinden (GV) gelten dabei als Einnahmen und 
Ausgaben der Länder — eine wesentliche Ver- 
schiebung zu Lasten einer bundesstaatlichen 
Ebene eintreten — z. B. auch aufgrund von Bun- 
desgesetzen mit finanziellen Auswirkungen auf 
die Haushalte der Länder und Gemeinden — so 
sieht die Finanzverfassung eine Korrektur der 
Steuerverteilung vor, und zwar über eine Ände- 
rung des Beteiligungsverhältnisses von Bund und 
Ländern an der Umsatzsteuer. 

2. Den Belastungen durch einzelne Gesetze oder 
Maßnahmen kann in der Regel nicht gesondert 
Rechnung getragen werden. 

Diesen Erklärungen hat die Bundesregierung nichts 
hinzuzufügen. Im übrigen wird auf die Antwort zu 
Frage 1 Bezug genommen. 


4. Welche seit 1970 ergangenen Gesetze, Ver- 
ordnungen und Pläne des Bundes haben finan- 
zielle Belastungen für die Gemeinden (GV) 
mit sich gebracht und in welcher Höhe? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort 
auf die Kleine Anfrage zu Umfang und Folgen der 


Gesetze und Rechtsverordnungen des Bundes für 

Staat und Bürger — Drucksache 8/212 — am 

22. März 1977 erklärt, daß 

— ihr eine Zusammenstellung der finanziellen Aus- 
wirkungen von Bundesgesetzen und Rechtsver- 
ordnungen auf die Gemeinden nicht vorliegt, 

— zur Erfassung dieser Auswirkungen ein erheb- 
licher Verwaltungsaufwand insbesondere bei 
Ländern und Gemeinden erforderlich wäre und 

— es ihr vor allem wegen der finanzverfassungs- 
rechtlichen Grundsätze über die Finanzausstat- 
tung der föderativen Ebenen nicht sinnvoll er- 
schienen ist, die finanziellen Auswirkungen der 
einzelnen Gesetze und Rechtsverordnungen auf- 
zulisten. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, bei der Neu- 
verteilung des Steueraufkommens die durch 
Gesetze, Verordnungen und Maßnahmen des 
Bundes gestiegenen Belastungen der Gemein- 
den (GV) angemessen zu berücksichtigen? 

Die Bundesregierung hat den Verfassungsforderun- 
gen des Artikels 106 GG stets entsprochen. Arti- 
kel 106 GG sieht im einzelnen vor: 

— Im Rahmen der laufenden Einnahmen haben der 
Bund und die Länder gleichmäßig Anspruch auf 
Deckung ihrer notwendigen Ausgaben (Arti- 
kel 106 Abs. 3GG). 

— Die Anteile von Bund und Ländern an der Um- 
satzsteuer sind neu festzusetzen, wenn sich das 
Verhältnis zwischen den Einnahmen und Aus- 
gaben des Bundes und der Länder wesentlich 
anders entwickelt (Artikel 106 Abs. 4 GG). 

— Als Einnahmen und Ausgaben der Länder im 
Sinne dieses Artikels gelten auch die Einnah- 
men und Ausgaben der Gemeinden (GV) (Arti- 
kel 106 Abs. 9 GG). 

Nach der Verfassung werden die Gemeinden bei 
den Verhandlungen über die Neuverteilung der Um- 
satzsteuer durch die Ministerpräsidenten der Länder 
vertreten, weil nach dem Grundgesetz die Gemein- 
den zur bundesstaatlichen Ebene der Länder ge- 
hören. Die Länder sind somit auch verantwortlich 
für die Finanzausstattung ihrer Gemeinden. Soweit 
Veränderungen in der Finanzausstattung der Län- 
der unter den Voraussetzungen des Artikels 106 
Abs. 3 und 4 GG eintreten, werden die Gemeinden 
von den Ländern daran beteiligt. Der Bund hat 
durch die am 1. Juli 1977 zwischen den Regierungs- 
chefs des Bundes und der Länder getroffene Ver- 
einbarung über die Neuregelung des Beteiligungs- 
verhältnisses an der Umsatzsteuer für die Jahre 1977 
und 1978 die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß 
die Finanzkraft der Länder — auch im Interesse 
einer Stärkung der Investitionstätigkeit der Ge- 
meinden — erheblich verbessert wird. Die Bundes- 
regierung erwartet deshalb, daß die Länder den Ge- 
meinden die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder- 
lichen Mittel zur Verfügung stellen werden. 
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Im übrigen wird Bezug genommen auf die Antwort 
zu Frage 13. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß trotz aller Sparanstrengungen der 
Gemeinden (GV) in den letzten Jahren die 
Zuwachsrate der Ausgaben in den gemeind- 
lichen Verwaltungshaushalten ständig höher 
ist als die Zuwachsrate der Einnahmen? 

Die Zuwachsraten der Ausgaben in den gemeind- 
lichen Verwaltungshaushalten haben sich ebenso 
wie die Zuwachsraten der Einnahmen unterschied- 
lich entwickelt. Wie die Auswertung einer längerfri- 
stigen Entwicklung der gemeindlichen Ausgaben 
und Einnahmen im Zusammenhang mit dem Finanz- 
bericht 1977 ergeben hat, war die Zuwachsrate der 
Ausgaben nicht ständig höher als die Zuwachsrate 
der Einnahmen. 

Die Steigerungsrate in den Verwaltungshaushalten 
der Gemeinden betrug z. B. von 1972 auf 1973 bei 
den Einnahmen + 17,0 v. H. und bei den Ausgaben 
d- 14,2 V. H. Auch von 1975 auf 1976 liegt die Stei- 
gerungsrate in den Verwaltungshaushalten bei den 
Einnahmen höher als bei den Ausgaben (Einnahmen 
T 11,4 V. H., Ausgaben + 7,2 v. H.). 

Die wesentliche Ursache dafür, daß in den genann- 
ten Jahren die Steigerungsrate in den Verwaltungs- 
haushalten bei den Einnahmen höher als bei den 
Ausgaben war, sieht die Bundesregierung in den 
Sparanstrengungen der Gemeinden. 


Abschnitt II 

Kommunale Leistungen für die Soziale Sicherheit 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung die stän- 
dig steigenden, großen finanziellen Belastun- 
gen der Gemeinden (GV) durch die Sozial- 
hilfe? 

Der Bund hat das Gebiet der Sozialhilfe aufgrund 
seiner konkurrierenden Gesetzgebungszuständigkeit 
nach Artikel 74 Nr. 7 GG durch das Bundessozial- 
hilfegesetz (BSHG) geregelt. 

Eigene Verwaltungszuständigkeiten besitzt der Bund 
nicht, vielmehr fallen die Aufgaben der Sozialhilfe 
in die Zuständigkeit der Länder und Gemeinden. Als 
Folge davon müssen die Länder und insbesondere 
die Gemeinden die Kosten der Sozialhilfe selbst tra- 
gen (Artikel 30, 83, 104 a Abs. 1 GG). Eine Ausnahme 
ergibt sich im Bereich der Tuberkulosenhilfe 
(§§ 48 ff., 66 BSHG), bei der der Bund gern. Artikel 
104 a Abs. 3 GG eine eigene Finanzierungskompe- 
tenz hat. 

Höhe und Entwicklung der Sozialhilfeaufwendungen 
werden grundsätzlich durch die Regelungsbefugnis- 


se, die bei Bund, Ländern und Gemeinden unter- 
schiedlich ausgestaltet sind, bestimmt. 

Der Bund hat entsprechend der Verfassung für eine 
im Bundesgebiet einheitliche Anwendung der Sozial- 
hilfe Sorge zu tragen und trifft deshalb die generel- 
len Regelungen. Er hat z. B. die Höhe des Pflegegel- 
des und der Blindenhilfe sowie in der sog. Regel- 
satzverordnung den Rahmen der für die laufenden 
Leistungen zum Lebensunterhalt geltenden Regel- 
sätze festgelegt. Die Höhe der Regelsätze bestimmen 
die Länder. Länder und Sozialhilfeträger bemessen 
unter Berücksichtigung der regionalen und örtlichen 
Besonderheiten und des die Sozialhilfe beherrschen- 
den Bedarfsprinzips die Höhe der im BSHG vorge- 
sehenen Leistungen. 

Die Bundesregierung beobachtet die Entwicklung der 
Kosten in der Sozialhilfe mit großer Aufmerksam- 
keit. Diese Entwicklung ist zwei Bundesstatistiken 
zu entnehmen, der Sozialhilfestatistik und der Kom- 
munalen Finanzstatistik. 

Die Sozialhilfestatistik erfaßt, getrennt nach Hilfe- 
arten, die Bruttoausgaben und die Zahl der Lei- 
stungsempfänger sowie die mit den Gesamtausgaben 
zusammenhängenden Einnahmen. Die Sozialhilfesta- 
tistik unterscheidet nicht nach den effektiven Bela- 
stungen der einzelnen Haushaltsebenen. Danach sind 
die Brutto-Gesamtleistungen aller Sozialhilfeträger 
(Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände) für die 
Sozialhilfe in den letzten Jahren wie folgt angestie- 
gen (in Millionen DM): 


1970 

1971 

I 1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

3 335 

4017 

4 817 

5 656 

7 136 

8 411 

9 644 

— 

+ 20,4 

+ 19,9 + 17,4 

-i 26,2 

-i- 17,9 

+ 14,6 


Die Belastung der kommunalen Haushalte mit 
Ausgaben für die Sozialhilfe kann grundsätzlich nur 
über die Kommunale Jahresrechnungsstatistik und 
zwar beim Verwaltungszweig „Sozialhilfe, sonstige 
soziale Leistungen, Kriegsopferfürsorge'', der über- 
wiegend Ausgaben nach dem BSHG ausweist, ermit- 
telt werden. Diese Rechnungsstatistik liegt zuletzt 
für das Jahr 1973 vor. Um einen Überblick über die 
Entwicklung der Sozialhilfe in den folgenden Jahren 
zu gewinnen, läßt sich die Vierteljahresstatistik über 
die Gemeindefinanzen heranziehen, deren Ergebnis- 
se bis einschließlich 1976 veröffentlicht worden sind. 
Die Vierteljahresstatistik enthält allerdings die zu- 
vor beschriebenen Leistungen nur zusammen mit den 
Leistungen der Jugendhilfe, der Unterhaltssicherung, 
des Wohngeldes, sonstigen sozialen Leistungen und 
ab 1975 mit dem Kindergeld an kommunale Bedien- 
stete in einer Sammelposition „Renten, Unterstüt- 
zungen u. ä.". 

Nach der kommunalen Finanzstatistik haben sich 
diese Positionen wie folgt entwickelt (in Millionen 
DM): 
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1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 


Sozialhilfe, 
sonstige soziale 
Leistungen, Kriegs- 
opferfürsorge 

3 373 

4 078 

4 913 

5 668 




Renten, Unter- 
stützungen u. ä. ... 

4 428 

5 332 

6 446 

7 285 

9 086 

11 142 

12 485 


' __ 

+ 20,4 

+ 20,9 

+ 13,0 

+ 24,7 

+ 22,6 

+ 12,0 


Quelle: 1970 bis 1974: Kommunale Jahresrechnungsstatistik. 

ab 1975: Vierteljahresstatistik einschließlich Kindergeld an kommu- 

nale Bedienstete (rd. 520 Millionen DM). 


Bei dem großen Anteil der Ausgaben für die Sozial- 
hilfe an der Position „Renten, Unterstützungen u. ä." 
läßt die Entwicklung dieser Position zugleich die Ent- 
wicklung der kommunalen Sozialhilfeausgaben in 
den letzten Jahren abschätzen. Die kommunale Fi- 
nanzstatistik zeigt, daß nach den starken Steige- 
rungen des kommunalen Aufwandes für die Sozial- 
hilfe bis 1974 nunmehr eine deutliche Abflachung 
der Zuwachsraten erfolgt ist. 

Für die Beurteilung der Belastungen der kommuna- 
len Flaushalte durch soziale Aufwendungen sind 
jedoch nicht die Bruttoausgaben, sondern die Netto- 
ausgaben maßgebend. Nach der Sozialhilfegesetzge- 
bung fließen den Kommunen als Sozialhilfeträgern 
regelmäßig auch Einnahmen von anderen durch 
Kostenbeiträge und Ersatzleistungen zu (z. B. Erstat- 
tungen des Bundesanteils an den Sozialhilfekosten, 
Erstattungen der von den örtlichen Trägern auftrags- 
weise erbrachten Leistungen nach § 100 BSHG, Zah- 
lungen von Sozialversicherungsträgern in Fällen 
vorläufiger Hilfe und von Überbrückungshilfen im 
Zeitraum des Rentenverfahrens bis zum Beginn der 
laufenden Rentenzahlungen, Renten von Heimbe- 
wohnern, Heranziehung von unterhaltsverpflichteten 
Angehörigen oder sonstigen Verpflichteten). Diese 
Kostenbeiträge und Ersatzleistungen machen nach 
der kommunalen Finanzstatistik durchschnittlich 
jährlich rd. ein Drittel aus, so daß die Nettobelastung 
der kommunalen Haushalte nur rd. zwei Drittel der 
Bruttoausgaben beträgt. 

Die Nettoausgaben der Gemeinden für „Renten, Un- 
terstützungen u. ä." haben sich in den letzten Jahren 
wie folgt entwickelt (in Millionen DM): 


1970 

1971 

1972 

1973 

1974 ^) 

1975 

1976 

2 756 

3 426 

4 049 

4 785 

6 000 

7 200 

8 100 


0 Ab 1974 BFM-Schätzung (statistische Angaben liegen 
noch nicht vor). 


Die Nettoausgaben und damit die echten kommu- 
nalen Belastungen durch diese Zahlungen sind von 
2,7 Mrd. DM in 1970 auf 8,1 Mrd. DM in 1976 gestie- 
gen. Dies bedeutete 1976 eine Belastung der kommu- 
nalen Haushalte durch Leistungen für Renten und 
Unterstützungen in Höhe von 7,7 v. H. Die Netto- 
belastung nur durch Sozialhilfeausgaben, die einen 


geringeren Anteil ausmacht, ist daraus nicht exakt 
abzuleiten. 

Der Anteil der Sozialhilfeaufwendungen aller Träger 
der Sozialhilfe am Sozialbudget, der 1970 rd. 2 v, H. 
betrug, lag 1975 bei rd. 2,7 v. H.; Zahlen für 1976 
liegen noch nicht vor. 

Die der Bundesregierung von den kommunalen Spit- 
zenverbänden, aber auch von anderen Stellen zur 
Kostendämpfung in der Sozialhilfe zugeleiteten Vor- 
schläge werden im Rahmen der Überlegungen zur 
Weiterentwicklung der Sozialhilfe sorgfältig ge- 
prüft. Dabei ist zu beachten, daß die Entwicklung der 
Ausgaben nicht nur von Faktoren abhängt, die inner- 
halb des Sozialhilfebereichs liegen, wie etwa die Lei- 
stungsverbesserungen durch das 3. Änderungsgesetz 
zum Bundessozialhilfegesetz. Vor allem sind es auch 
Faktoren außerhalb des Sozialhilfebereichs, die sich 
wegen der Garantenfunktion der Sozialhilfe im ge- 
samten Sozialleistungssystem kostenmehrend oder 
kostenmindernd auswirken. Dazu gehören insbeson- 
dere die Steigerung der Personal- und Sachkosten 
in Heimen und Anstalten (so stiegen die Ausgaben 
für Hilfe zur Pflege in Anstalten zwischen 1970 und 
1975 überproportional um 161 v. H.), die Entwick- 
lung der Lebenshaltungskosten und die Entwicklung 
staatlicher Transferleistungen wie Kindergeld, 
Wohngeld oder Ausbildungsförderung. Zeiten wirt- 
schaftlichen Rückgangs mit höherer Arbeitslosigkeit 
bringen zusätzliche Kosten für die Sozialhilfe mit 
sich. Die konjunkturpolitischen Maßnahmen der Bun- 
desregierung und die Verbesserung von Soziallei- 
stungen, wie z. B. des Kindergeldes und des Wohn- 
geldes, werden sich demgegenüber bei der Sozial- 
hilfe kostenentlastend auswirken. 


8. Auf welchen Gebieten und in welcher Höhe 
hat das Haushaltsstrukturgesetz zu zusätz- 
lichen Leistungen der Sozialhilfe und damit 
zu finanziellen Belastungen der Gemeinden 
(GV) geführt? 

Durch die Haushaltsstrukturgesetze vom 18. Dezem- 
ber 1975 (Haushaltsstrukturgesetz — HStruktG, 
BGBl. I S. 3091 ff. und HStruktG — AFG, BGBl. I 
S. 3113 ff.) sind vor allem im Bundesausbildungsför- 
derungsgesetz — mit der Verlegung des Termins für 
die Anpassung der Bedarfssätze und Freibeträge — 
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und im Arbeitsförderungsgesetz ~ - mit der Ein- 
schränkung der Arbeitslosenhilfe für arbeitslose 
Schul- und Hochschulabgänger — Änderungen vor- 
genommen worden, die zu zusätzlichen Kosten in 
der Sozialhilfe geführt haben können. Die Sozial- 
hilfestatistik enthält jedoch keine Angaben über 
die Höhe dieser Kosten. Besondere Erhebungen 
sind wegen des damit verbundenen Verwaltungs- 
aufwandes für die ohnehin überlasteten Träger der 
Sozialhilfe nicht durchgeführt worden. 

Die durch die Änderung des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes vorübergehend möglicherweise 
entstandenen Kosten in der Sozialhilfe — inzwi- 
schen ist die verschobene Anpassung der Bedarfs- 
sätze und Freibeträge erfolgt — dürften auch durch 
die Einschränkung der Ausbildungshilfe nach dem 
Bundessozialhilfegesetz (HStruktG Artikel 22) weit- 
gehend aufgefangen worden sein. 


9. In welchem Umfang führt die anhaltende 
Arbeitslosigkeit zu weiteren Ansprüchen an 
die Sozialhilfe? 

Die Sozialhilfestatistik enthält aufgrund von Be- 
richten einer Reihe von Bundesländern Angaben 
über die Anzahl der Sozialhilfehaushalte, die neben 
der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt auch Ar- 
beitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe bezogen; da- 
gegen liegen keine vergleichbaren Angaben vor für 
die Bezieher von Hilfen in besonderen Lebenslagen 
oder über die Höhe der Sozialhilfeleistungen an Ar- 
beitslose. 

Danach kann davon ausgegangen werden, daß 1975 
rd. 37 000 Haushalte zusätzlich zum Arbeitslosen- 
geld bzw. zu der Arbeitslosenhilfe von der Sozial- 
hilfe ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt erhiel- 
ten. Das waren 5,9 v. H. aller Empfängerhaushalte, 
die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen. 
Dieser Anteil ist gegenüber den Vorjahren gestie- 
gen, 1972 rd. 5 000 Arbeitslosen-Haushalte (0,9 
V. H.), 1973 rd. 6 000 Haushalte (1,2 v. H.) und 1974 
rd. 20 000 Haushalte (3,5 v. H.). 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß sich die- 
ser Anteil weiter erhöht, falls sich die Zahl der 
Arbeitslosen auf dem gegenwärtigen Niveau hält 
oder ansteigt. Allerdings hängt die Belastung der 
Sozialhilfe durch Arbeitslosigkeit auch von an- 
deren Faktoren, insbesondere der Entwicklung an- 
derer Sozialleistungen ab. So ist auch anzunehmen, 
daß die Erhöhung des Arbeitslosengeldes bzw. der 
Arbeitslosenhilfe im Rahmen des Einkommensteuer- 
reformgesetzes zum 1. Januar 1975 in vielen Fällen 
zu einer Verringerung der ergänzenden Sozialhilfe- 
leistungen bzw. zu deren vollständigen Einstellung 
geführt hat (vgl. auch den Bericht der Bundes- 
regierung vom 7. Oktober 1975 an den Deutschen 
Bundestag — Drucksache 7/4120). 


10. In welcher Höhe kommen zusätzliche Be- 
lastungen aufgrund der aktuellen Vorschläge 
der Bundesregierung für die Rentenversiche- 
rung auf die Gemeinden zu? 


11. Auf welclien (iclncten und in welcher Höhe 
wirkt sich der von der Bundesregierung 
vorgelegte Entwurf des Krankenversiche- 
rungs-Kostendämpfungsgesetzes auf die Ge- 
meinden aus? 

Die neuen Gesetze zur Renten- und Krankenversi- 
cherung dienen der Kostendämpfung und der Struk- 
turverbesserung sowohl im Bereich der Altersver- 
sorgung als auch auf den Gebieten des Gesund- 
heitswesens. Die Durchführung der vorgeschlage- 
nen Maßnahmen hat zwangsläufig auch finanzielle 
Auswirkungen auf die Gemeinden in ihrer Eigen- 
schaft als Sozialhilfeträger, Eigenunfallversiche- 
rungsträger und als Arbeitgeber. 

Sozialhilfe 

In der Regel haben Einschränkungen in anderen 
Sozialleistungsgesetzen finanzielle Auswirkungen 
auf die weitgehend von den Gemeinden zu finan- 
zierende Sozialhilfe. Es ist deshalb nicht auszu- 
schließen, daß insbesondere durch das Hinaus- 
schieben des Zeitpunktes der Rentenanpassung um 
ein halbes Jahr ab 1978 die Gemeinden im Bereich 
der Sozialhilfe finanziell zusätzlich belastet wer- 
den. Das gilt in bestimmten Bereichen auch für 
das Krankenversicherungs-Kostendämpfungsgesetz. 
Zwar sieht dieses Gesetz keine unmittelbare Verla- 
gerung von Aufgaben oder Kosten auf die Gemein- 
den vor. Soweit Leistungen der Krankenversiche- 
rung allerdings durch das Gesetz begrenzt werden, 
können für bestimmte Versicherte Mehrbelastungen 
entstehen, die sich auch auf die Sozialhilfe auswir- 
ken können. Die auf die Gemeinden insgesamt zu- 
kommenden Mehrbelastungen lassen sich jedoch 
nicht quantifizieren. 

Den möglichen Belastungen der Gemeinden als So- 
zialhilfeträgern stehen aber auch Entlastungen ge- 
genüber. Diese ergeben sich aus dem Wegfall der 
Freistellungsregelung im 20. Rentenanpassungsge- 
setz, der Einführung einer Mindestrente und der 
Erhöhung von Wohn- und Kindergeld. 

Eigenunfallversicherung 

Als Träger der Eigenunfallversicherung entstehen 
den Gemeinden infolge der Anhebung der Geldlei- 
stungen aus der Unfallversicherung ab 1. Januar 
1978 Mehrausgaben von rd. 7 Millionen DM. 

Arbeitgeberbelastung 

Finanzielle Auswirkungen in verhältnismäßig unbe- 
deutender Größenordnung können sich für die Ge- 
meinden auch in ihrer Eigenschaft als Arbeitgeber 
ergeben, und zwar dadurch, daß geringere Renten- 
leistungen durch höhere Zusatzversorgungsleistun- 
gen ausgeglichen werden müßten. Möglicherweise 
ist auch wegen des Ausschlusses der Beamten von 
Rentenversicherungskuren und des Ausscheidens 
von Familienangehörigen aus der Familienhilfe mit 
einer etwas erhöhten Inanspruchnahme von Beihil- 
fen zu rechnen. 

Im Ergebnis dürften sich keine wesentlichen Bela- 
stungen für die Gemeinden ergeben, da die Maß- 
nahmen insgesamt der Verhinderung bzw. Dämp- 
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fung weiteren Beitragsanstiegs dienen und somit 
zur Entlastung der Arbeitgeberanteile führen. 


12. Wie wird die Bundesregierung sicherstellen, 
daß das Krankenversicherungs-Kostendämp- 
fungsgesetz nicht zu einer verschlechterten 
ärztlichen Versorgung in Landgemeinden 
führt? 

Die Möglichkeiten zur Sicherstellung einer bedarfs- 
gerechten ärztlichen Versorgung der Versicherten 
der gesetzlichen Krankenversicherung sind durch das 
am 1. Januar 1977 in Kraft getretene Gesetz zur Wei- 
terentwicklung des Kassenarztrechts (Krankenver- 
sicherungs-Weiterentwicklungsgesetz), das die Bun- 
desregierung in der vergangenen Legislaturperiode 
eingebracht hatte, verbessert worden. Sie werden 
durch das Krankenversicherungs- Kostendämpfungs- 
gesetz (KVKG) nicht berührt. Dieses läßt vielmehr 
unter gewissen Voraussetzungen auch die Beteili- 
gung von nachgeordneten Fachärzten eines Kran- 
kenhauses an der ambulanten kassenärztlichen Ver- 
sorgung zu. Hierdurch dürfte sich die ärztliche Ver- 
sorgung auch in Landgemeinden zusätzlich verbes- 
sern. 


Abschnitt III 

Aufgabengerechte Finanzausstattung 

13. Welche konkreten Schritte wird die Bundes- 
regierung unternehmen, um ihrer gesamt- 
politischen Mitverantwortung für die schwie- 
rige Haushaltslage der Gemeinden (GV) ge- 
recht zu werden? 

Die Bundesregierung hat ihre gesamtpolitische Mit- 
verantwortung auch für die Gemeinden erst vor kur- 
zem bewiesen. 

Sie hat ein mehrjähriges Programm für Zukunfts- 
investitionen beschlossen, das in Schwerpunkten zur 
Mitfinanzierung kommunaler Aufgaben durch Bund 
und Länder führt. Es ist zu erwarten, daß das Pro- 


gramm als Folge der Finanzhilfen des Bundes mit 
60 V. H. und der Länder mit 25 v. H. spürbar zur Lö- 
sung vorrangiger kommunaler Aufgaben bei gleich- 
zeitiger Entlastung der kommunalen Haushalte bei- 
trägt. Im einzelnen wird auf die Antwort zu Frage 20 
verwiesen. 

Mit dem Kompromiß zur Umsatzsteuerneuverteilung 
vom 1. Juli 1977 hat der Bund die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, daß die Länder ihre finanziellen 
Leistungen an die Gemeinden wesentlich verstärken. 
Der Kompromiß ist vor dem Hintergrund der durch 
das Grundgesetz festgelegten Normen für die Steu- 
erverteilung zu sehen. Länder und Gemeinden wer- 
den danach als finanzielle Einheit angesehen. Die 
Länder sind somit verantwortlich für die Finanz- 
ausstattung ihrer Gemeinden. Dementsprechend müs- 
sen die Gemeinden an Verbesserungen der Finanz- 
ausstattung der Länder teilhaben, die sich als Folge 
der Verhandlungen über die Umsatzsteueranteile 
nach Artikel 106 Abs. 3 und 4 GG ergeben. Da den 
Ländern durch den Kompromiß über die Umsatz- 
steuerneuverteilung in diesem und im nächsten Jahr 
erhebliche Finanzmittel überlassen bleiben, sind die 
Länder aufgefordert, den Gemeinden die erforder- 
lichen Mittel für die Stärkung ihrer Investitions- 
tätigkeit zur Verfügung zu stellen. Der Kompromiß 
über die Umsatzsteuerneuverteilung läßt sich da- 
durch rechtfertigen, daß die Bundesregierung der 
Stärkung der kommunalen Investitionstätigkeit auch 
im Hinblick auf eine Verbesserung der Lage der Bau- 
wirtschaft und damit für die konjunkturelle Entwick- 
lung große Bedeutung beimißt. Die Länder sind sich 
dieser Aufgabe bewußt. Im Bundesrat wurde bei der 
Verabschiedung des Steueränderungsgesetzes 1977 
darauf hingewiesen und geäußert, daß es Aufgabe 
der Länder ist, im Rahmen der ihnen jetzt gegebenen 
Möglichkeiten einen die Finanzsituation der Ge- 
meinden berücksichtigenden finanziellen Ausgleich 
vorzunehmen. 


14. Wie beurteilt die Bundesregierung Entwick- 
lung und Stand der kommunalen Verschul- 
dung? 

Entwicklung und Stand der kommunalen Verschul- 
dung sind im Zusammenhang mit den Erfordernissen 


Gebietskörperschaft 

Stand der 

Kreditmarktverschuldung 

Zuwachs 

Anteil an der Kreditmarkt- 
verschuldung der Gebiets- 
körperschaften 2) 

1970 1 

1976 

1970 

1 1976 

1970 

1 1976 

Mrd. DM 

v. H. 

Bund 

34,1 

113,1 

+ 79,0 

+232 

38,6 

43,3 

Länder 

19,6 

75,0 

+ 55,4 

+283 

22,2 

28,7 

Gemeinden 

34,6 1) 

73,3 

+ 38,7 

+ 112 

39,2 

28,0 


An Eigenbetriebe weitergegebene Darlehen ausgegliedert. 
2) Ohne Lastenausgleidisfonds und ERP. 
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der antizyklischen Konjunkturpolitik und einer 
mittelfristigen Wachstumspolitik sowie im Vergleich 
mit anderen Gebietskörperschaften zu beurteilen. 
Die kommunale Kreditmarktverschuldung betrug 
Ende 1976 rd. 73 Mrd. DM (ferner hatten die Ge- 
meinden [GV] bei öffentlichen Verwaltungen niedrig 
verzinsliche Darlehen in Höhe von rd. 7V2 Mrd. DM 
aufgenommen) und ist seit Ende 1970 um 38,7 Mrd. 
DM angewachsen. Die Ausgaben für Sachinvestitio- 
nen der Gemeinden und Gemeindeverbände betru- 
gen in diesem Zeitraum rd. 167 Mrd. DM. Rund ein 
Viertel der Sachinvestitionen wurden also durch 
Kredite finanziert. 

Seit 1970 hat sich eine erhebliche Verschiebung zu 
Gunsten der Gemeinden und zu Lasten von Bund 
und Länder ergeben. Der Anteil der Gemeinden an 
den Schulden der Gebietskörperschaften verringerte 
sich von 39,2 v. H. in 1970 auf 28 v. H. in 1976. Im 
gleichen Zeitraum stieg der Schuldenstand des Bun- 
des von 34 Mrd. DM um 79 Mrd. DM (+ 232 v. H.) 
auf 113 Mrd. DM. Dadurch erhöhte sich der Anteil 
des Bundes an den Schulden der Gebietskörper- 
schaften von 38,6 V. H. auf 43,3 v. H. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die kom- 
munalen Körperschaften in ihrer Gesamtheit auch 
unter Berücksichtigung der Entwicklung ihrer Netto- 
kreditaufnahme (vgl. Vorspann) in Zukunft ebenso 
in der Lage sein werden, die ihnen gestellten Auf- 
gaben zu erfüllen, wie sie das in der Vergangenheit 
getan haben. Dabei ist von erheblicher Bedeutung, 
daß die Verschuldung der Gemeinden mit ihrer 
Ausgabenstruktur (hoher Investitionsanteil mit etwa 
zwei Drittel der öffentlichen Investitionsausgaben) 
und mit der spezifischen Finanzierungsart ihrer In- 
vestitionen (Refinanzierung der rentierlichen Inve- 
stitionen über Gebühren, Beiträge und Preise) im 
Zusammenhang steht. Der für rentierliche Zwecke 
aufgenommene Teil der kommunalen Schulden kann 
für das bisher letzte statistisch ausgewertete Jahr 
1973 mit rd. 40 v. H. angenommen werden. 


15. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die Gemeinden seit 1970 durch Anhe- 
bung von kommunalen Steuersätzen und 
durch die Erhöhung von Gebühren und Bei- 
trägen einen angemessenen Beitrag zur Ver- 
besserung ihrer Haushaltssituation geleistet 
haben und damit der Spielraum für weitere 
Einnahmeverbesserungen in diesem Bereich 
weitgehend ausgeschöpft ist? 

Die für die Haushaltssituation der Kommunen we- 
sentlichen Einnahmen aus den Realsteuern sowie 
den Gebühren und Beiträgen haben sich im Zeit- 
raum 1970 bis 1976 entwickelt wie untenstehende 
Tabelle zeigt. 

Die Steigerungen dieser Einnahmen lassen erken- 
nen, daß die Gemeinden im Rahmen der von den 
Ländern erlassenen Vorschriften durch die Verän- 
derung von kommunalen Steuersätzen und die An- 
passung von Gebühren und Beiträgen einen ange- 
messenen Beitrag zu ihrer Haushaltsfinanzierung 
geleistet haben. Nachstehend werden jeweils zu- 
nächst die gesetzlichen Grundlagen und danach die 
wesentlichen Ursachen für die Steigerungsraten 
dargestellt. 

Durch Artikel 106 Abs. 6 Satz 2 GG ist den Gemein- 
den das Recht gewährleistet, die Hebesätze der 
Realsteuern im Rahmen der Gesetze festzusetzen. 
Eine Anhebung der Hebesätze erfolgte in den letzten 
Jahren in einzelnen Gemeinden oft stufenweise und 
in größeren Zeitabständen. Bei der Festsetzung der 
Hebesätze sind landesrechtliche Vorschriften zu 
beachten. So bleibt es nach § 16 Abs. 5 Gewerbe- 
steuergesetz einer landesrechtlichen Regelung Vor- 
behalten, in welchem Verhältnis die Hebesätze für 
die Grundsteuer der Betriebe der Land- und Forst- 
wirtschaft, für die Grundsteuer der Grundstücke 
und für die Gewerbesteuer nach dem Gewerbe- 
ertrag und dem Gewerbekapital zueinander stehen 
müssen, welche Höchstsätze nicht überschritten 
werden dürfen und inwieweit mit Genehmigung 


Realsteuem sowie Gebühren und Beiträge 


Einnahmeart 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

Durch- 

schnittliche 

Steige- 

rungsrate 

1970/1976 

I. Realsteuern ^) 









Mrd. DM 

9,36 

10,48 

12,66 

14,80 

15,83 

16,21 

18,58 


+ V. H 

— 

+ 12,0 

+ 20,9 

4-16,9 

+ 7,0 

+ 2,4 

+ 14,6 

+ 12,1 

11. Gebühren und Beiträge 









Mrd. DM 

9,36 

11,31 

13,25 

14,97 

18,20 

19,70 

22,90 


+ V. H 

— 

+ 20,8 

+ 17,1 

+ 13,0 

+ 21,6 

+ 8,2 

+ 16,2 

+ 16,1 


^) Grundsteuern A und B, Gewerbesteuer Ertrag und Kapital, Lohnsummensteuer, abzüglich Gewerbesteuerumlage. 
2) Ab 1975 nach Teilergebnissen geschätzt. 
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der Gemeindeaufsichtsbehörde Ausnahmen zuge- 
lassen werden können. Die Vorschriften sollen si- 
cherstellen, daß die verschiedenen Gruppen von 
Steuerpflichtigen in einem ausgewogenen Verhält- 
nis zu den Gemeindelasten herangezogen und daß 
gesamtstaatlich nicht vertretbare Realsteucrerhö- 
hungen vermieden werden. 

Die Bundesregierung hat aus verfassungsrechtlichen 
Gründen keinen Einfluß auf die Hebesätze und die 
Kopplungsvorschriften. Auch das Entscheidungs- 
recht über die Gebühren und Beiträge liegt bei den 
Gemeindeparlamenten und — soweit vorgeschrie- 
ben — den Aufsichtsbehörden der Länder. 

Rechtsgrundlage für die Festsetzung der Gebühren 
und Beiträge sind die Kommunalabgabengesetze der 
einzelnen Länder. Nach diesen Kommunalabgaben- 
gesetzen bilden die Kosten der öffentlichen Ein- 
richtung oder Anlage die Obergrenze für die Be- 
messung der Gebühren bzw. Beiträge. Unterschrei- 
tungen der tatsächlichen Kosten werden bei be- 
stimmten Einrichtungen aus kommunal- und sozial- 
politischen Gründen bewußt in Kauf genommen. 
Überschüsse zur Finanzierung anderer Haushalts- 
ausgaben dürfen dagegen nicht erzielt werden. Das 
heißt, daß die Benutzer nicht stärker mit Gebühren 
belastet werden, als es den von ihnen verursachten 
Kosten entspricht. Das bedeutet aber ebenfalls, daß 
auch in Zukunft Erhöhungen der Gebühren und 
Beiträge entsprechend der Kostenentwicklung in 
den kommunalen kostenrechnenden Einrichtungen 
und Anlagen vorzunehmen sein werden. Sofern der 
zweite Teil der Frage einen generellen Stopp bei 
der Gebührenbemessung voraussetzt, stünde dies 
im Widerspruch zu den Grundsätzen des kommu- 
nalen Abgabenrechts. 

Die Länder haben ihre Kommunalabgabengesetze 
in den letzten Jahren neu gefaßt. Diese Gesetze le- 
gen nunmehr generell den betriebswirtschaftlichen 
Kostenbegriff bei der Ermittlung der Aufwendun- 
gen einer Einrichtung oder Anlage zugrunde. Die 
so ermittelten Kosten führen zu einem höheren 
Wert als dies bei den früheren Verfahren der Fall 
war. Die Länder machen regelmäßig in ihren jähr- 
lichen Haushaltserlassen für die Kommunen die 
Vergabe bestimmter Finanzzuweisungen davon ab- 
hängig, daß die betroffene Gemeinde ihre Gebühren 
und Beiträge in dem zumutbaren Maß erhebt. Da- 
durch wurden in den letzten Jahren viele Gemein- 
den veranlaßt, Gebühren und Beiträge, die nach 
einem niedrigeren Kostendeckungsgrad bemessen 
wurden, verstärkt anzuheben. Dies ist ein zweiter 
Grund für die überproportionale Steigerung der Ge- 
bühren und Beiträge in den kommunalen Haus- 
halten der letzten Jahre. 

Das deutsche Institut für Urbanistik hat in einer 
Untersuchung über kommunale Gebührenhaushalte 
festgestellt, daß hinsichtlich der Kostendeckung 
zwischen typisch kostenrechnenden Einrichtungen 
(z. B. Abwasser- und Abfallbeseitigung, Schlacht- 
und Viehhöfen) sowie allgemein nicht-kostenrech- 
nenden Einrichtungen (z. B. Volkshochschulen, Mu- 
sikschulen) zu unterscheiden ist. Für die (fast-) voll- 
kostendeckende Abwasser- und Abfallbeseitigung 
sowie bei Schlacht- und Viehhöfen bestehe kaum 


Spielraum für höhere Gebühren. Allgemein nicht- 
kostenrechnende Einrichtungen ließen keine Aus- 
sagen über mögliche Gebührenerhöhungen zu, weil 
z. B. die Funktion der Nachfragelenkung und Hin- 
führung der Bürger zu den betreffenden Einrichtun- 
gen (Volkshochschule) von der politischen Willens- 
entscheidung abhänge und nur im Einzelfall getrof- 
fen werde. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen: 

Die Hebesätze für die Realsteuern sowie die kom- 
munalen Gebühren und Beiträge sind ein wesent- 
liches Element kommunaler Selbstverwaltung. Es 
ist deshalb von den dafür zuständigen Gemeinden 
und den Aufsichtsbehörden zu beurteilen, ob im 
Einzelfall noch Spielraum für weitere Einnahme- 
verbesserungen in diesem Bereich besteht. Ins- 
gesamt geht die Bundesregierung davon aus, daß 
bei der Entwicklung der kommunalen Steuersätze 
ein verantwortungsbewußter Ausgleich zwischen 
den Interessen der Gemeinden und der Steuerpflich- 
tigen gefunden wird bzw. bei der Bemessung von 
Gebühren und Beiträgen sowohl die ökonomischen 
als auch die kommunal- und sozialpolitischen Grün- 
de beachtet werden. 


16. Wie beurteilt die Bundesregierung ange- 
sichts der verengten Finanzsituation der Ge- 
meinden (GV) das starke Ansteigen der 
Lohnsummensteuer? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Lohn- 
summensteuer für die kommunalen Finanzen in ein- 
zelnen Gemeinden mit ertragsschwachen Unterneh- 
men eine wesentlich größere Bedeutung hat als für 
die Gemeinden in der Bundesrepublik insgesamt. 
Die Lohnsummensteuer dient in diesen Gemeinden 

— dem Ausgleich der Lasten, die von den in den 
Unternehmen Beschäftigten ausgehen und 

— der Gewährleistung eines weitgehend beständi- 
gen eigenen Steueraufkommens, das konjunk- 
turellen Schwankungen nur in beschränktem 
Maße unterliegt. 

Die Bedeutung der Lohnsummensteuer hat sich — 
gemessen an den Gesamteinnahmen der Gemeinden 

— in den letzten Jahren nicht wesentlich geändert. 
Die gemeindlichen Einnahmen stiegen von 50,8 Mrd. 
DM in 1970 auf 101,9 Mrd. DM in 1976; an dieser 
Steigerung um 51,1 Mrd. DM waren die Einnahmen 
aus der Lohnsummensteuer mit rd. 1,6 Mrd. DM be- 
teiligt. Sie stiegen von 1,1 Mrd. DM in 1970 auf 2,7 
Mrd. DM in 1976. Dadurch erhöhte sich der Anteil 
der Lohnsummensteuer an den Einnahmen der Ge- 
meinden von rd. 2 v. H. in 1970 auf 2,6 v. H. in 1976. 

Das Ansteigen der Lohnsummensteuer wurde in 
starkem Maße von der Entwicklung der Bemessungs- 
grundlage, d. h. von der Entwicklung der Lohnsum- 
me beeinflußt. Der Anteil der Lohnsummensteuer an 
der Bruttolohn- und Gehaltssumme erhöhte sich von 
1970 bis 1976 um 0,18 Prozentpunkte auf 0,53 v. H. 

Das von der Bundesregierung eingebrachte Steuer- 
änderungsgesetz 1977 enthält Maßnahmen, die — 
vor allem bei den Klein- und Mittelbetrieben — dem 


11 



Drucksache 8/906 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Ansteigen der Lohnsummensteuer entgegen wirken: 
ab 1. Januar 1978 wird der Jahresfreibetrag von bis- 
her 9 000 auf 60 000 DM angehoben. Eine Höchst- 
grenze für die Inanspruchnahme des Freibetrages 
(zur Zeit 24 000 DM Jahreslohnsumme) besteht in 
Zukunft nicht mehr; damit werden künftig alle Be- 
triebe in den Genuß des Freibetrages gelangen. 

Die Einführung der Lohnsummensteuer erfolgt auf 
Beschluß des Gemeindeparlaments; sie bedarf der 
Zustimmung der Landesregierung oder der von ihr 
beauftragten Stellen. Die Hebesätze werden vom 
Gemeindeparlament und — soweit erforderlich — 
mit Genehmigung der kommunalen Aufsichtsbehör- 
den festgelegt, d. h. die Verantwortung für die Ein- 
führung der Lohnsummensteuer und die Festsetzung 
ihres Hebesatzes liegt bei Ländern und Gemeinden. 


17. Welche Maßnahmen will die Bundesregie- 
rung ergreifen, um die Gemeindefinanzreform 
von 1969 fortzuführen, und wann ist gegebe- 
nenfalls mit diesen Maßnahmen zu rechnen? 


18. Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
der weiteren Finanzplanung eine stufenweise 
Erhöhung des Gemeindeanteils an der Ein- 
kommensteuer vorzusehen? 


19. Welche anderen Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, zu einer verbesserten Fi- 
nanzausstattung der Gemeinden (GV) zu ge- 
langen? 

Die Gemeindefinanzreform 1969 hat zu einer wesent- 
lichen Stärkung der Finanzkraft der Gemeinden und 
zu einer Verbesserung des Gemeindefinanzsystems 
geführt. Die Mehreinnahmen der Gemeinden auf- 
grund der Gemeindefinanzreform übertrafen bereits 
im ersten Jahr (1970) mit 2,4 Mrd. DM die Erwar- 
tungen bei weitem und werden auch im laufenden 
Jahr 1977 mit rund 9 Mrd. DM eine beachtliche Höhe 
erreichen. Die Gemeindefinanzreform wirkt durch 
die ab 1970 eingeführte Beteiligung der Gemeinden 
an der dynamischsten deutschen Steuerart, der Lohn- 
und veranlagten Einkommensteuer, von Jahr zu Jahr 
fort. So wird das Aufkommen an Lohnsteuer und 
veranlagter Einkommensteuer von 51,1 Mrd. DM in 
1970 auf voraussichtlich 127,5 Mrd. DM in 1977 an- 
steigen, der Gemeindeanteil an der Einkommen- 
steuer dementsprechend von 6,3 Mrd. DM in 1970 
auf 16,4 Mrd. DM in 1977. Allein durch die unmittel- 
bare Beteiligung der Gemeinden an der Einkommen- 
steuer ist auch der Anteil der kommunalen Steuern 
an den Gesamtsteuereinnahmen in kurzer Zeit von 
10,8 V. H. (1969) auf 12,8 v. H. (1977) angestiegen. 
Ohne Gemeindefinanzreform würde der Steueran- 
teil der Gemeinden im laufenden Jahr nur 9,9 v. H. 
betragen. 

Eine weitere Stärkung der Finanzkraft der Gemein- 
den ist durch mehrmalige Änderungen des Beteili- 
gungsverhältnisses an der Umsatzsteuer zugunsten 
der Länder und zu Lasten des Bundes erfolgt. Dies 
hat jeweils zu einer Erhöhung der Finanzausgleichs- 


massen geführt, an der die Gemeinden partizipiert 
haben. Auch durch den Kompromiß über die Um- 
satzsteuerneuverteilung 1977 sind die Voraussetzun- 
gen dafür geschaffen worden, daß die Länder ihre 
Leistungen an die Gemeinden wesentlich verstärken. 
Insoweit wird Bezug genommen auf die Antwort zu 
Frage 13. 

In Fortführung der Gemeindefinanzreform 1969 wur- 
den auf Vorschlag der Bundesregierung im Jahr 1971 
die Einkommensteuerbeträge für die Aufteilung des 
Gemeindeanteils an der Einkommensteuer (Höchst- 
beträge) der unterschiedlichen Entwicklung der 
Steuerkraft der Gemeinden angepaßt. Das Gemein- 
definanzreformgesetz hatte als Höchstgrenzen ur- 
sprünglich 80 000/160 000 DM vorgesehen. Einge- 
hende Modellberechnungen zeigten jedoch, daß da- 
durch bestimmte Städte einseitig Vorteile erhalten 
hätten, während einige Gemeinden unverhältnis- 
mäßig stark benachteiligt worden wären. Deshalb 
wurden durch Änderung des Gemeindefinanzreform- 
gesetzes die Höchstbeträge auf 16 000/32 000 DM 
festgesetzt. 

Die Bundesregierung wird auch künftig notwendige 
Anpassungen der Höchstbeträge vorschlagen, wenn 
die zwischenzeitlich eingetretenen Einkommensver- 
änderungen und deren Auswirkungen auf die Steu- 
erkraft der Gemeinden dies erfordern. Sie hat des- 
halb bereits 1975 veranlaßt, daß entsprechende Un- 
tersuchungen für den ab 1978 geltenden Vertei- 
lungsschlüssel vorgenommen werden. Vorausset- 
zung fü)' die nächste Anpassung ist das Ergebnis be- 
reits eingeleiteter Modellberechnungen mit unter- 
schiedlichen Höchstbeträgen, die von den Statisti- 
schen Landesämtern durchgeführt, vom Statistischen 
Bundesamt zusammengefaßt und vom Bund ausge- 
wertet werden. Mit dem Abschluß der Arbeiten ist 
im Spätherbst 1977 zu rechnen. Eine Aussage über 
Anpassungsmaßnahmen ist erst nach Abschluß der 
Auswertungen möglich. 

Weitere Möglichkeiten zu einer stärkeren Finanz- 
ausstattung der Gemeinden durch den Bundesgesetz- 
geber, insbesondere durch eine Erhöhung des 
Gemeindeanteils an der Einkommensteuer, beste- 
hen nach Auffassung der Bundesregierung wegen 
der finanziellen Enge des Bundeshaushalts gegen- 
wärtig nicht. Die Erhöhung des Gemeindeanteils an 
der Einkommensteuer um 1 v. H. von 14 v. H. auf 
15 V. H. würde zwangsläufig zu Lasten der Einnah- 
men von Bund und Ländern gehen und allein für den 
Bund im Jahr 1977 Mindereinnahmen von rd. 630 
Millionen DM bedeuten. Die Bundesregierung hat 
deshalb in der Regierungserklärung (Tz. 93) zum 
Ausdruck gebracht, daß den Gemeinden zwar keine 
generelle Verbesserung ihrer Finanzausstattung zu- 
gesagt werden kann, sie aber dafür sorgen wird, daß 
die bisherigen Programme der Bundesregierung zur 
Verbesserung der Lebensqualität der Gemeinden 
fortgeführt werden. 

Bei der Beurteilung der Möglichkeiten des Bundes, 
eine weitere Verbesserung der Finanzausstattung 
der Gemeinden herbeizuführen, muß berücksichtigt 
werden, daß die künftige Entwicklung des Bundes- 
haushalts in erheblichem Umfang durch zusätzliche 
haushaltswirksame Verpflichtungen im internationa- 
len Bereich (Vereinte Nationen, Europäische Ge- 
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meinschaften) beeinflußt wird. Auch zusätzliche 
finanzielle Belastungen im Bereich der Entwick- 
lungshilfe und aus dem Nord-Süd-Dialog sind noch 
nicht zu übersehen. Der Bund setzt auch stets erheb- 
liche Mittel ein, um seiner Führungsrolle für die 
Konjunkturpolitik in der Bundesrepublik gerecht zu 
werden. Mit globalen gesetzgeberischen Mitteln des 
Bundes ist eine gezielte Beeinflussung der Finanz- 
ausstattung der Gemeinden nicht möglich. Es wird 
stets zwischen finanzstarken und finanzschwachen 
Gemeinden zu unterscheiden sein, für die eine glo- 
bale Maßnahme, z. B. die Anhebung des Gemeinde- 
anteils an der Einkommensteuer, keinen Ausgleich 
des Steuerkraftgefälles bedeuten würde. Im Gegen- 
teil würde bei den begrenzten öffentlichen Finanz- 
mitteln die Verbundmasse der Länder für den kom- 
munalen Finanzausgleich dadurch verringert. 


Abschnitt IV 

Qualitative Verbesserung 
der kommunalen Finanzausstattung 

20. Ist der Bundesregierung bewußt, daß die von 
ihr angekündigte Fortsetzung des Dotations- 
systems zur Verbesserung der Lebensquali- 
tät (Tz. 14 der Regierungserklärung) kein 
Ersatz für die dringend notwendige Sanie- 
rung der Einnahmestruktur der Gemeinden 
(GV) darstellt, weil durch die Programme 
nur ausgewählte und nicht immer die notlei- 
dendsten kommunalen Gebietskörperschaften 
erreicht werden? 

Ein wesentlicher Bestandteil der Aktivitäten der 
Bundesregierung zur Verbesserung der Lebensquali- 
tät in den Gemeinden ist das in der Regierungserklä- 
rung angekündigte und inzwischen vom Bund und 
von den Ländern beschlossene mehrjährige Pro- 
gramm für Zukunftsinvestitionen. Dieses enthält — 
soweit Länder und Gemeinden beteiligt sind — ins- 
besondere Maßnahmen für 

— Verbesserungen im Verkehrssystem (z. B. Besei- 
tigung höhengleicher Bahnübergänge, Bau von 
Ortsumgehungen) , 

— wasserwirtschaftliche Zukunftsvorsorge (z. B. 
Sicherung der Trinkwasserversorgung), 

— Verbesserung der Wohnumwelt (z. B. Infrastruk- 
turmaßnahmen in städtischen Innenbereichen, 
Erhaltung und Erneuerung historischer Stadt- 
kerne), 

— Bau und Ausstattung von Einrichtungen der Be- 
rufsausbildung. 

Hierbei handelt es sich um wichtige Bereiche aus 
dem kommunalen Aufgabengebiet. Alle bisherigen 
Struktur- und wachstumspolitischen Konjunkturpro- 
gramme des Bundes — wie auch das Programm für 
Zukunftsinvestitionen — waren bzw. sind weder 
dazu bestimmt als Einnahmenersatz zu dienen noch 
die Einnahmenstruktur der Gemeinden zu sanieren. 
Die Bundesregierung hat in den gemeinsamen Bera- 


tungen des Programms für Zukunftsinvestitionen 
mit den Ländern und den kommunalen Spitzenver- 
bänden wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß ein 
solch umfangreiches Programm in einem föderali- 
stischen Staat nur im Zusammenwirken aller öffent- 
lichen Hände durchgeführt werden kann und der 
gemeinsamen Finanzierung durch Bund, Länder und 
Gemeinden bedarf. 

Die Ausgaben werden zu 60 v. H. vom Bund, zu 
25 V. H. von den Ländern und zu 15 v. H. von den 
Gemeinden getragen werden. 

Im übrigen beruht das in der Frage angesprochene 
Programm für Zukunftsinvestitionen auf einer Ver- 
fassungsbestimmung, nämlich auf Artikel 104 a 
Abs. 4 GG, deren Sinn und Zweck u. a. mit dem Pro- 
gramm verwirklicht werden soll. Die finanzpoliti- 
sche Notwendigkeit dieses Artikels des Grundgeset- 
zes ist von der Enquete-Kommission Verfassungs- 
reform des Deutschen Bundestages bestätigt worden 
(s. Schlußbericht Tz. 5.1.1, Drucksache 7/5924, S. 170). 
Das gewählte Finanzierungsverfahren ist deswegen 
verfassungsrechtlich einwandfrei und finanzpolitisch 
unverzichtbar. Seine Wirkung auf die Gemeinden 
ist nicht die einer „Dotationsauflage", denn die Ge- 
meinden werden in ihrer Entscheidungsfreiheit hin- 
sichtlich der Planung und Auswahl der Projekte 
nicht eingeschränkt. Bei dem bestehenden Investi- 
tionsbedarf der Gemeinden in diesen Bereichen sind 
diese Finanzhilfen in ihrer Wirkung eher mit einer 
allgemeinen Verstärkung ihrer Finanzkraft ver- 
gleichbar. 


21. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß durch Einschränkung des Dotations- 
systems zugunsten einer erhöhten Steuer- 
beteiligung der Gemeinden (GV) Verwal- 
tungskosten eingespart und die Verwaltungs- 
organisation bürgernäher gestaltet werden 
kann? 

Die Bundesregierung teilt nicht die Auffassung, daß 
generell eine höhere Steuerbeteiligung der Gemein- 
den (GV) billiger und bürgernäher ist als ein wohl- 
ausgewogenes und gewachsenes System finanzieller 
Beziehungen zwischen den einzelnen staatlichen 
Ebenen. Sie hat bereits in ihrer Antwort auf die 
Fragen 18 bis 20 der Großen Anfrage betr. Lage der 
Städte, Gemeinden und Kreise im Jahre 1974 (Druck- 
sache 7/2409) darauf hingewiesen, daß häufig über- 
geordnete Struktur-, Verkehrs- und bildungspoliti- 
sche Entscheidungen zweckgebundene Zuschüsse an 
die Gemeinden erfordern und aus kommunalpoliti- 
scher Sicht wünschenswert machen. Die Notwendig- 
keit, überörtliche Belange zu berücksichtigen, wird 
auch von den Ländern als wesentlich angesehen; so 
stellte z. B. die Landesregierung Rheinland-Pfalz in 
ihrer Antwort vom 29. Juni 1977 auf eine Große 
Anfrage fest; „Zweckzuweisungen sind ein wichti- 
ges Mittel der Strukturpolitik des Landes, die dem 
Ziele dient, gleichwertige Lebensverhältnisse im 
ganzen Lande herzustellen und besondere Belastun- 
gen kommunaler Gebietskörperschaften durch im 
Gesamtinteresse wichtige kommunale Investitionen 
abzufangen" (Landtag Rheinland-Pfalz, Drucksache 
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8/2229). Dabei kann im Einzelfall die ortsnahe Be- 
wertung im Widerspruch zu einer gesamtstaatlichen 
Bewertung der Dringlichkeit einer Aufgabe stehen. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die 
Fragen 11 und 12 der Kleinen Anfrage betr. Finanz- 
situation der Städte, Gemeinden und Kreise 1975 
(Drucksache 7/4373) außerdem darauf hingewiesen, 
daß die Ausgestaltung der Finanzbeziehungen zwi- 
schen den Ländern und Gemeinden, insbesondere 
die Strukturierung der Finanzzuweisungen an die 
kommunalen Körperschaften nach dem Grundgesetz 
ausschließlich Aufgabe der Länder ist und der Bund 
für diesen Fragenkomplex weder eine Verwaltungs- 
kompetenz noch eine Gesetzgebungskompetenz hat. 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, von diesen 
Auffassungen abzuweichen. Das gilt auch für die 
Finanzhilfen des Bundes an die Länder für beson- 
ders bedeutsame Investitionen der Länder und Ge- 
meinden (GV) aus allgemein anerkannten gesamt- 
staatlichen Gründen (Artikel 104 a Abs. 4 GG). Auch 
diese begründen keine Verantwortlichkeit des Bun- 
des für Fragen der Finanzbeziehungen zwischen 
Ländern und Gemeinden (GV). Die Gemeinden wer- 
den dadurch nicht in ihrer Entscheidungsfreiheit hin- 
sichtlich der Planung und Auswahl der Projekte 
durch den Bund eingeschränkt. Im übrigen weist die 
Bundesregierung darauf hin, daß die Fragesteller 
selbst in ihrer Frage 37 für die Bereiche Abfall- und 
Abwasserbeseitigung eine stärkere finanzielle För- 
derung durch den Bund als vorteilhaft ansehen. 


22. Was hat die Bundesregierung seit 1970 kon- 
kret unternommen und was wird sie in Zu- 
kunft unternehmen, um eine qualitative Ver- 
besserung der kommunalen Finanzausstat- 
tung zu erreichen? 

Seit 1970 hat der Bund seine jährlichen Leistungen 
an die Gemeinden und Gemeindeverbände mehr als 
vervierfacht. Sie wuchsen von 1,97 (1970) auf 
8,30 Mrd. DM (1976) an. 

Ein Teil der Bundesleistungen bestand in einer Ver- 
besserung der frei verfügbaren Einnahmen der Ge- 
meinden und Gemeindeverbände. Der größte Teil 
dieser kommunalen Mehreinnahmen geht auf die 
direkte Beteiligung der Gemeinden an der Einkom- 
mensteuer im Tausch gegen die Beteiligung des 
Bundes an der Gewerbesteuer zurück. Der Gewinn 
für die Gemeinden aus diesem Steueraustausch 
wuchs in den Jahren 1970 bis 1976 zu Lasten des 
Bundes von jährlich 1,21 Mrd. auf 3,79 Mrd. DM. 
Hinzu kamen 1974/76 infolge der Grundsteuerreform 
(1973) 2,14 Mrd. DM und im Zeitraum 1972/76 auf- 
grund der Änderung des Umsatzsteueranteils zugun- 
sten der Länder 1,99 Mrd. DM. Die frei verfügbaren 
Mehreinnahmen der Gemeinden (GV) infolge von 
Gemeindefinanz- und Grundsteuerreform sowie 
Umsatzsteuerneuverteilung betrugen allein 1976 
4,67 Mrd. DM. 

Der andere Teil der Bundesleistungen wird aus dem 
Bundeshaushalt gezielt für Investitionsmaßnahmen 
der Kommunen — entsprechend der verfassungs- 
rechtlichen Regelung über die Länderhaushalte — 


zur Verfügung gestellt. Der Bund erhöhte diese Aus- 
gaben von 760 Millionen DM (1970) auf 3,63 Mrd. 
DM (1976). 

Auf zwei kommunale Investitionsbereiche mit hoher 
Priorität entfallen dabei die mit Abstand größten 
Anteile. Das sind die Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rung, für die der Bund 1976 2,07 Mrd. DM bereit- 
stellte, und die Krankenhausfinanzierung, für die 
er im gleichen Jahr 1,12 Mrd. DM aufbrachte. Einen 
Überblick über die gesamten Leistungen des Bundes 
an die Kommunen gibt die nachstehende Text- 
tabelle: 


Leistungen des Bundes für Gemeinden 
und Gemeindeverbände 
1970 bis 1976 


Leistungsart 

I. Verbesse- 
rung der frei 
verfügbaren 
Einnahmen 
der Gemein- 
den 2) 

II. Gezielte 
Zuweisun- 
gen aus dem 
Bundes- 
haushalt 

III. 

Summe 

I. + II. 

Jahr 

- 

Mrd. DM — 


1970 

1,21 

0,76 

1,97 

1971 

1,51 

0,85 

2,36 

1972 

2,43 

2,19 

4,62 

1973 

2,90 

3,23 

6,13 

1974 

4,35 

3,96 

8,31 

1975 

4,36 

4,28 

8,64 

1976 

4,67 

3,63 

8,30 

1970 




bis 1976 

21,43 

18,90 

40,33 


^) Nicht enthalten: ERP-Gemeindeprogramm (1976: 
180 Millionen DM). 

^) Durch Beteiligung der Gemeinden an der Einkommen- 
steuer zu Lasten des Bundes, durch Beteiligung an 
der Umsatzsteuer im Rahmen des kommunalen Finanz- 
ausgleichs und durch die Grundsteuerreform. 

Die Zuständigkeit des Bundes für die Kommunal- 
finanzen ist auf globale gesetzgeberische Maßnah- 
men beschränkt. Eine qualitative Verbesserung der 
Gemeindefinanzen im Sinne eines Ausgleichs zwi- 
schen finanzstarken und finanzschwachen Gemein- 
den gehört nicht zu den Aufgaben des Bundes und 
ist mit globalen Maßnahmen auch nicht zu errei- 
chen. Der Ausgleich des Steuerkraftgefälles kann 
daher nur durch die Länder über den kommunalen 
Finanzausgleich herbeigeführt werden. 

Gegenwärtig wird in mehreren Bundesländern über 
eine grundlegende Strukturänderung der kommu- 
nalen Finanzausgleichssysteme beraten. Dies ins- 
besondere deshalb, weil durch die Zusammen- 
legung von Gemeinden im Zuge der Gebietsrefor- 
men ihre Zahl von 1968 (rd. 24 000) bis 1978 (rd. 
8 500) verringert wird. Als Folge der Gebietsrefor- 
men wird auch zu prüfen sein, welche Leistungen 
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der Länder zum Ausgleich von Steuerkraftunter- 
schieden überflüssig geworden sind und welche 
neuen Ausgleichsleistungen aufgrund zwischenzeit- 
licher Steuerkraftverzerrungen hinzutreten müssen. 

Bezüglich weiterer Möglichkeiten der Bundesregie- 
rung, über die aufgezeigten Maßnahmen hinaus all- 
gemeine Verbesserungen der kommunalen Finanz- 
ausstattung durchzuführen, wird auf die Antworten 
zu den Fragen 13 sowie 17 bis 19 verwiesen. 


23, Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die Gemeinden (GV) aufgrund ihrer der- 
zeitigen Einnahme- und Ausgabestruktur und 
ihrer Verschuldungsbedingungen nicht in der 
Lage sind, eine antizyklische Finanzpolitik 
zu betreiben? 

Nach dem kommunalen Haushaltsrecht sind die Ge- 
meinden (GV) gehalten, bei ihrer Haushaltswirt- 
schaft den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen. Diese Bestim- 
mung erhält ihre besondere Bedeutung durch die 
Tatsache, daß die für die gesamtwirtschaftliche Nach- 
fragesteuerung wichtigen öffentlichen Investitions- 
ausgaben zu rd. zwei Drittel in den Kommunalhaus- 
halten anfallen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Ge- 
meinden (GV) bereit und in der Lage sind, sich ge- 
meinsam mit Bund und Ländern an der gesamtwirt- 
schaftlich notwendigen Finanzpolitik zu beteiligen 
und, daß sie insbesondere ihren Beitrag zum Pro- 
gramm für Zukunftsinvestitionen leisten werden. 
Für diese Erwartung spricht vor allem 

— der noch vorhandene besondere Investitionsbe- 
darf der Gemeinden z. B. in den Bereichen der 



Einnahmen 
insgesamt 
durchschnitt- 
liche Verände- 
rung 

Steuer- 
einnahmen 
1970 bis 1976 
in V. H. 

Gemeinden 

+ 12,3 

+ 12,7 

Länder 

+ 1 1 ,0 

-1- 10,5 

Bund 

+ 7,4 

+ 

00 


Steuereinnahmen ^) 


1977 

1978 


Veränderung in v. H. 

Gemeinden 

+ 11,9 

+ 7,2 

Länder 

+ 13,3 

+ 9,0 

Bund 

+ 10,3 

+ 8,4 


Ü In diesem Ergebnis des Arbeitskreises „Steuerschät- 
zungen" vom August 1977 sind die Auswirkungen des 
„Gesetzes über steuerliche Vergünstigungen bei der 
Herstellung oder Anschaffung bestimmter Wohnge- 
bäude" und des „Steueränderungsgesetzes 1977" be- 
rücksichtigt, — Gemeindesteuereinnahmen der Stadt- 
staaten sind den Ländern zugerechnet. 


Trinkwasserversorgung, der Abwasserbeseiti- 
gung, der Stadterneuerung und der Berufsausbil- 
dung, 

— die günstige Einnahmeentwicklung der Gemein- 
den im Vergleich zu den anderen Gebietskörper- 
schaften 

— die Entwicklung der Nettokreditaufnahme seit 
1970 und der im Jahr 1976 erreichte Konsolidie- 
rungsgrad 

Nettokredit- 


aufnahme 

1970: 

3,5 Mrd. DM 


1976: 

5,6 Mrd. DM 

Finanzierungs- 

saldo 

1975: 

10,9 Mrd. DM 

Verhältnis Netto- 
kreditaufnahme zu 
Gesamtausgaben 

1976: 

3,9 Mrd. DM 

(1976) 

Gemeinden: 

5,3 V. H. 


Länder: 

10,3 V. H. 


Bund: 

15,9 V. H. 


— der Finanzierungsschlüssel für das Programm 
für Zukunftsinvestitionen 

Gemeinden: 2,1 Mrd. DM = 15 v. H. 

Länder: 3,4 Mrd. DM 25 v. H. 

Bund: 8,2 Mrd. DM -= 60 v. H. 

Weder die kommunale Haushaltsstruktur noch die 
Verschuldungsbedingungen schließen derzeit aus, 
daß sich die Gemeinden insgesamt in ihrer Haus- 
haltsführung antizyklisch verhalten können. 

Ob sich aus landesgesetzlichen Regelungen recht- 
liche Schranken für die Kreditaufnahme ergeben, 
die nicht den Wünschen einzelner Gemeinden auf 
stärkere Beteiligung an einer allgemeinen antizy- 
klischen Finanzpolitik Rechnung tragen, kann nicht 
Gegenstand der Stellungnahme der Bundesregierung 
sein, zumal die Prüfung der Verschuldensgrenzen 
und der Leistungsfähigkeit der einzelnen Gemein- 
den Angelegenheit der kommunalen Aufsichtsbehör- 
den ist. 


24. Wie bewertet die Bundesregierung die ein- 
zelnen Vorschläge des Gutachtens der Kom- 
mission für wirtschaftlichen und sozialen 
Wandel zur Verbesserung der Finanzsituation 
der Gemeinden (GV)? 

Die Kommission für wirtschaftlichen und sozialen 
Wandel verfolgt mit ihren Vorschlägen das Ziel 
einer Verstetigung der Gemeindeausgaben durch 
Einnahmenstabilisierung. Dazu wären nach Auffas- 
sung der Kommission — soweit Bundeszuständig- 
keiten angesprochen sind — im wesentlichen folgen- 
de Maßnahmen erforderlich: 

— Teilweiser Abbau der Gewerbesteuer durch 
Streichung der Gewerbeertragsteuer sowie Er- 
gänzung der Gewerbekapitalsteuer um eine obli- 
gatorische Lohnsummensteuer. 
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— Beteiligung der Gemeinden am Aufkommen aus 
dem proportionalen Sockel der Einkommensteuer 
mit Dynamisierung des Beteiligungssatzes oder 
des Proportionalsockels. 

— Einführung einer Wertzuwachssteuer auf Grund- 
vermögen (Bodenwertzuwachssteuer) . 

— Beteiligung der Gemeinden an der Kraftfahrzeug- 
steuer. 

Die Kommission hat — wie sie selbst einräumt — 
mit ihren Vorschlägen zur Gewerbesteuer und zum 
proportionalen Sockel der Einkommensteuer auf 
Vorschläge der „Troeger-Kommission" im Jahr 1966 
zurückgegriffen, die die damalige Bundesregierung 
bei der Gemeindefinanzreform nicht weiterverfolgt 
hat. Die damals für die Bundesregierung maßgeben- 
den Gründe gelten im Grundsatz auch heute noch. 

Die Gewerbesteuer ist eine der wichtigsten Finanz- 
quellen der Gemeinden, die mittels der Hebesatzpo- 
litik auch konstitutiver Bestandteil der kommuna- 
len Selbstverwaltung ist. Ihr Gesamtaufkommen be- 
lief sich 1976 auf rd. 21 Mrd. DM und setzt sich wie 
folgt zusammen: 

— Gewerbesteuer nach Ertrag und Kapital rd. 
18 Mrd. DM (davon rd. 85 v. H. Gewerbeertrag- 
steuer und 15 V. H. Gewerbekapitalsteuer), 

— Lohnsummensteuer rd. 3 Mrd. DM. 

Schon daraus ist ersichtlich, daß ein Abbau der Ge- 
werbesteuer, z. B. durch Streichung der Gewerbe- 
ertragsteuer, ohne den Ersatz durch eine adäquate 
Steuerquelle für die Gemeinden nicht tragbar ist. 
Das fehlende Aufkommen aus der Gewerbesteuer 
könnte nur durch eine entsprechende Anhebung 
der indirekten Steuern ersetzt werden. Ob und 
in welcher Weise die Gewerbesteuer abgebaut wer- 
den kann, hängt daher entscheidend von der weite- 
ren Harmonisierung der Mehrwertsteuer und der 
Verbrauchsteuern innerhalb der EWG ab. Die Bun- 
desregierung hat sich im übrigen bisher schon in all 
den Fällen für Novellierungen des Gewerbesteuer- 
gesetzes ausgesprochen, in denen es ihr sachgerecht 
erschien. Auch im Rahmen des Steuerpakets 1977 
ist durch Einführung bzw. Erhöhung von Freibeträ- 
gen besonderen Belangen Rechnung getragen wor- 
den. 

Die Frage der Beteiligung der Gemeinden am Auf- 
kommen aus dem proportionalen Sockel der Einkom- 
mensteuer mit Dynamisierung des Beteiligungssat- 
zes oder des Proportionalsockels wirft schwierige 
steuerrechtliche und vor allem steuertechnische Fra- 
gen auf, deren Lösung nur unter Vernachlässigung 
des Gesichtspunkts der Verwaltungs Vereinfachung 
möglich wäre. Die bisherige Form der Beteiligung 
erscheint sachgerecht, insbesondere durch die regel- 
mäßige Überprüfung der zur Verteilung verwandten 
Grundlagen. 

Die Frage der Einführung einer Bodenwertzuwachs- 
steuer wurde bereits im Zusammenhang mit den Ar- 
beiten zur Novellierung des Bundesbaugesetzes ge- 
prüft. Dabei hat sich gezeigt, daß eine derartige Um- 
gestaltung der Grundsteuer erst erwogen werden 
kann, wenn praktikable Lösungen für ein zeitnahes 


Bewertungsrecht für alle bodenwertabhängigen 
Steuern gefunden worden sind. 

Eine unmittelbare Beteiligung der Gemeinden an der 
Kraftfahrzeugsteuer könnte nur durch eine Ände- 
rung des Artikels 106 Abs. 2 Nr. 3 GG, nach dem 
das Aufkommen aus der Kraftfahrzeugsteuer den 
Ländern zusteht, erreicht werden. Die Bundesregie- 
rung hält eine solche Änderung nicht für sachgerecht 
und sieht deshalb keine Veranlassung, einen ent- 
sprechenden Vorschlag von sich aus aufzugreifen. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die Länder nach 
Absatz 7 a. a. O. durch Landesgesetz bestimmen kön- 
nen, ob und inwieweit das Kraftfahrzeugsteuerauf- 
kommen den Gemeinden (GV) zufließt und, daß fast 
alle Länder hiervon Gebrauch gemacht haben. Von 
einer unmittelbaren Beteiligung der Gemeinden an 
der Kraftfahrzeugsteuer wäre daher eine wesent- 
liche Verstärkung der Finanzmasse der Gemeinden 
nicht zu erwarten. 


25. Wie bewertet die Bundesregierung die 
Vorschläge des Schlußberichts der Enquete- 
Kommission Verfassungsreform (Drucksache 
7/5924) zur „Ausweitung der steuerpolitischen 
Autonomie der Gemeinden"? 

Der Enquete-Kommission Verfassungsreform des 
Deutschen Bundestages hat in ihrem Schlußbericht 
(Drucksache 7/5924, S. 206 f.) lediglich zwei Anträge 
diskutiert, den Gemeinden eine Personalsteuer mit 
Hebesatzrecht zu erschließen. Sie hat keine eigenen 
Vorschläge unterbreitet, um die steuerpolitische 
Autonomie der Gemeinden auszuweiten. 

Es handelt sich zunächst um Überlegungen, die 
jetzige unselbständige Beteiligung der Gemeinden 
am Aufkommen der Einkommensteuer, die lediglich 
mit einer Ermächtigung an den Bundesgesetzgeber 
zur Einführung eines Hebesatzrechts der Gemeinden 
verbunden ist, in eine selbständige proportionale 
Gemeidepersonalsteuer mit obligatorischem Hebe- 
satzrecht umzugestalten. Dies ist nach Ansicht der 
Enquete-Kommission im wesentlichen aus folgen- 
den Gründen weder erwünscht noch geboten: 

— Die anhaltende Tendenz zu größeren Gemeinden 
macht eine Einbindung eines breiten Kreises von 
Gemeindebürgern in echte kommunale Verant- 
wortung durch eine spürbare Heranziehung zur 
Kostenlast weitgehend illusorisch. 

— Eine proportionale Personalsteuer mit örtlich 
verschiedenen Hebesätzen fördert die Bildung 
von unerwünschten Steueroasen und hat un- 
soziale Auswirkungen. 

— Es bestehen steuertechnische Schwierigkeiten, 
Festsetzung und Erhebung sind kompliziert. 

Als Alternative dazu hat die Kommission den Vor- 
schlag diskutiert, den Landesgesetzgeber zur Ein- 
führung einer Gemeindepersonalsteuer zu ermächti- 
gen, die an die Stelle oder neben die den Gemein- 
den zustehenden Realsteuern tritt. Hiergegen spre- 
chen nach Ansicht der Enquete-Kommission vor 
allem Gründe verfassungsrechtlicher Natur. Es 
würde dem System der konkurrierenden Gesetzge- 
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bung widersprechen, den Ländern in einem Einzel- 
fall das Recht einzuräumen, dieselbe Steuerquelle, 
die bereits nach einem Bundesgesetz ausgeschöpft 
wird, auch nach Landesgesetz in Anspruch zu neh- 
men. Ferner sieht die Enquete-Kommission darin 
eine Möglichkeit, die der Beseitigung der Gewerbe- 
steuer, wenn nicht sogar aller Realsteuern Vorschub 
leisten würde. Um das Interesse der Gemeinden an 
der Industriealisierung wachzuhalten, sei aber eine 
maßvolle Besteuerung der gewerblichen Wirtschaft 
notwendig. Die Bundesregierung sieht keinen An- 
laß, die von der Enquete-Kommission abgelehnten 
Überlegungen von sich aus aufzugreifen. 


26. Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der Feststellung der Deut- 
schen Bundesbank im Monatsbericht April 
1976 zu ziehen: „Gleichwohl bedarf die Aus- 
stattung der Gemeinden mit zusätzlichen 
eigenen Einnahmen immer wieder der Prü- 
fung"? 

Die Prüfung, ob die Gebietskörperschaften zusätz- 
licher Einnahmen bedürfen, ist eine permanente 
Aufgabe der verfassungsmäßig verantwortlichen In- 
stitutionen. Ob die Gemeinden eigene Einnahmen 
zur Finanzierung ihrer Investitionen über die Län- 
derhaushalte oder laufende Steuereinnahmen zu In- 
vestitionszwecken erhalten sollen, ist eine Frage, 
die jeweils der Landesgesetzgeber zu entscheiden 
hat. 

Die Finanzausstattung der Gemeinden hat sich durch 
die kommunale Beteiligung an der Einkommensteuer 
ab 1970 nicht nur qualitativ, sondern auch quantita- 
tiv deutlich verbessert. Die Einnahmen der Gemein- 
den aus der kommunalen Beteiligung an der Ein- 
kommensteuer (14 V. H.) stiegen von rd. 6,3 Mrd. DM 
im Jahre 1970 auf rd. 14,2 Mrd. DM im Jahre 1976 
und haben sich damit in 6 Jahren mehr als ver- 
doppelt. 

Die Deutsche Bundesbank ging bei dem in der Frage 
zitierten Monatsbericht vom April 1976 von damals 
vorliegenden Vorausschätzungen aus. Sie hatte — 
wie zu diesem Zeitpunkt auch andere Stellen — 
angenommen, daß die gemeindlichen Einnahmen in 
1976 nur relativ schwach (6 v. H.) ansteigen wür- 
den; tatsächlich haben die Einnahmen der Gemein- 
den in 1976 im Ergebnis um 12 v. H. zugenommen. 
Gleichzeitig aber hat sich der Zuwachs der Aus- 
gaben der Gemeinden in 1976 stärker verlangsamt, 
als von der Bundesbank seinerzeit geschätzt worden 
war. Die Bundesbank erwartete daher für 1976 ein 
Finanzierungsdefizit von 9 Mrd. bis 10 Mrd. DM, das 
nur wenig niedriger gewesen wäre als 1975. Nach 
dem Ergebnis der Vierteljahresstatistik ist hingegen 
das Finanzierungsdefizit der Gemeinden in 1976 auf 
rd. 4 Mrd. DM zurückgegangen. Das entspricht nur 
noch rd. 3 V 2 v. H. der gemeindlichen Ausgaben. 
Demgegenüber belief sich das Finanzierungsdefizit 
— gemessen an den Ausgaben — ^ im Jahre 1976 beim 
Bund auf rd. 17 v. H. und bei den Ländern auf rd. 
IOV 2 V. FI. Die Befürchtung der Deutschen Bundes- 
bank, daß die Gemeinden mehr als Bund und Län- 


der ihre Ausgaben über Kreditaufnahmen finanzie- 
ren, hat sich demnach nicht bestätigt. 


Abschnitt V 

Kommunale Investitionen und ihre Auswirkungen 

27. Wie beurteilt die Bundesregierung den Tat- 
bestand, daß die kommunalen Investitionen, 
die 1971 noch rd. 40 v. H. der kommunalen 
Gesamtausgaben betrugen, 1976 auf rd. 30 
V. H. der Gesamtausgaben gesunken sind? 

Der Anteil der Sachinvestitionen und damit auch 
der kommunalen Investitionsausgaben an den ge- 
meindlichen Ausgaben insgesamt hat sich in den 
vergangenen Jahren nicht stetig entwickelt. Von 
1966 auf 1967 sank der Anteil der Investitionsaus- 
gaben an den kommunalen Ausgaben z. B. von 40,0 
V. H. auf 36,9 v. H., stieg in den folgenden Jahren 
bis 1971 auf 39,3 v. H. und hatte 1976 einen Tief- 
stand von 30,8 V. H. Zu dieser Problematik hat die 
Bundesregierung im Finanzbericht 1977 Stellimg 
genommen. 


Anteil des Investitionshaushalts 
an den kommunalen Ausgaben in v. H. 


Jahr 

Investitions- 

haushalt 

darunter: Sach- 
investitionen 

1966 

40,0 

35,9 

1967 

36,9 

33,0 

1970 

38,6 

35,6 

1971 

39,3 

35,8 

1972 

37,4 

34,4 

1973 

35,3 

32,6 

1974 

35,7 

31,7 

1975 

33,1 

29,2 

1976 

30,8 

27,5 


Der Anstieg des Gewichts der laufenden Ausgaben 
ist u. a. auch auf die gestiegenen Investitionen in 
den jeweils davorliegenden Jahren zurückzuführen. 
Für die fertiggestellten Investitionsobjekte haben 
die Gemeinden, um die beabsichtigten öffentlichen 
Dienstleistungen erbringen zu können, zusätzli- 
ches Personal eingestellt. Es ist von Länderseite 
gegenüber den Kommunen wiederholt darauf hin- 
gewiesen worden, daß Investitionsausgaben in per- 
sonalintensiven Dienstleistungsbereichen der Kom- 
munen in den Folgejahren zwangsläufig zu hohen 
Folgekosten führen. Wenn sich die Zuwachsraten 
der Ausgaben insgesamt nicht stetig vergrößern 
sollen, ergibt sich in den darauffolgenden Jahren 
ebenfalls zwangsläufig ein Rückgang des Investi- 
tionsanteils. In diesem Sinne hat sich auch die 
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Deutsche Bundesbank im Monatsbericht vom April 
1976 geäußert. Daneben war über die rezessions- 
bedingte Finanzenge hinaus die Veränderung in der 
Dringlichkeitsfolge auch ein Grund für die Investi- 
tionszurückhaltung in den Jahren 1975 und 1976. 
Aufgrund der vergangenen bedeutenden Investi- 
tionsaufwendungen in den Bereichen mit beson- 
derer Priorität und der demographischen Entwick- 
lung ist in bestimmten Infrastrukturbereichen eine 
Bedarfsentspannung eingetreten. Dazu gehören auch 
nach Meinung der Bundesbank der Bau von Kin- 
dergärten, Schulen und Krankenhäusern. Die für 
die Zukunft notwendige Umorientierung auf neue 
Investitionsbereiche begann in der Rezession zu- 
nächst verhalten. 


28. Was wird die Bundesregierung zur Stärkung 
der Finanzkraft der Gemeinden (GV) unter- 
nehmen, um ein weiteres Absinken der kom- 
munalen Investitionen zu verhindern? 

Höhe und Entwicklung der kommunalen Finanz- 
kraft hängen von den den Gemeinden (GV) zur Ver- 
fügung stehenden Einnahmen ab. Besondere Bedeu- 
tung kommt den drei kommunalen Haupteinnahme- 
quellen zu, das sind 

— eigene kommunale Steuern mit 33,6 v. H., 

— staatliche Finanzzuweisungen wie Einnahmen 
aus dem kommunalen Finanzausgleich, Zweck- 
zuweisungen der Länder und Finanzhilfen des 
Bundes nach Artikel 104 Abs. 4 GG mit 29,2 v. H. 
und 

— Gebühren und Beiträge der Gemeinden mit 
22 V. H. der Einnahmen der Gemeinden — GV — 
(ohne besondere Finanzierungsvorgänge). 

Während im Vergleich zu 1970 der Anteil der 
Steuer- und Gebühreneinnahmen 1976 angestiegen 
ist, entwickelte sich das Gewicht der Finanzzuwei- 
sungen von Bund und Ländern leicht rückläufig 
(1970: 29,8 v. H.). 

Aus dem Bundeshaushalt wurden für die Kommunen 
über die Länderhaushalte im Jahr 1970 0,76 Mrd. 

DM und im Jahr 1976 3,81 Mrd. DM geleistet, das 


waren in 1970 0,9 v. H. und im Jahr 1976 2,4 v. H. 

der gesamten Bundesausgaben. Die Länder gaben an 
die Gemeinden (GV) 1976 Finanzierungsmittel durch 
Zuweisungen (u. a. freie Schlüsselzuweisungen und 
Zweckzuweisungen) in Höhe von 26 Mrd. DM; 
diese Ausgaben betrugen 1976 16,8 v. H. der ge- 

samten Länderausgaben. Im Jahre 1970 beliefen 
sich die Finanzierungsmittel noch auf 18,7 v. H. der 
gesamten Länderausgaben. 

Ausdruck der Finanzkraft der Gebietskörperschaf- 
ten ist das Verhältnis der Einnahmen (ohne beson- 
dere Finanzierungsvorgänge) zu den Ausgaben, 
also die sogenannte Deckungsquote. Darin drückt 
sich die Fähigkeit der Gebietskörperschaften aus, 
inwieweit sie ihre gesamten Ausgaben ohne Ver- 
schuldung finanzieren können. Für die Gemeinden 
betrug dieses Verhältnis 

1970: 89,6 v.H. 

1976: 96,3 v.H. 

Da Kreditfinanzierungen nach dem Gemeindehaus- 
haltsrecht nur für Investitionsausgaben zulässig 
sind, ist auch beachtlich, in welcher Höhe Darle- 
hensaufnahmen zur Investitionsfinanzierung heran- 
gezogen werden, also das Verhältnis von Kredit- 
aufnahmen zu Investitionsausgaben (1970: 16,0 v. H.; 
1976: 17,1 v. H.). 

Im übrigen ist zu berücksichtigen, daß die kommu- 
nalen Investitionen zwar weitgehend, aber nicht 
ausschließlich durch die Finanzkraft der Gemein- 
den (GV) bestimmt werden. Andere Ursachen, wie 
politisch vorgegebene Investitionsprioritäten und 
Bedarfskriterien, wirken sich ebenfalls aus. 

Die kommunalen Investitionsausgaben setzen sich 
zu rd. einem Zehntel aus den Finanzinvestitionen 
(z. B. Erwerb von Beteiligungen) und zu rd. 90 v. H. 
aus den Sachinvestitionen zusammen. Die Sach- 
investitionen umfassen die Ausgaben für den Er- 
werb von Grundstücken, den Erwerb von beweglichen 
Sachen des Anlagevermögens sowie Baumaßnahmen 
(Erweiterungs-, Neu-, Um- und Ausbauten). Die kom- 
munalen Bauinvestitionen stellen mit rd. 80 v. H. den 
bedeutsamsten Teil der Sachinvestitionen dar. Sie 
haben sich in den einzelnen Bereichen von 1970 bis 
1976 wie folgt entwickelt: 


Ausgaben für Bauinvestitionen nach Bereich 
(in Mrd. DM) 



1970 

1971 

1972 

1973 

1974 >) 

1975 

1976 

Straßen, Wege, Brücken 

Schulen 

Abwasserbeseitigung 

Krankenhäuser 

übrige Bereiche 

5,47 6,11 6,11 6,18 6,65 6,38 6,11 

3,26 4,44 4,91 5,10 5,52 5,55 4,94 

2,46 2,96 2,99 3,26 3,28 3,34 3,70 

0,69 0,80 0,87 0,96 1,18 1,19 1,09 

4,33 5,69 6,53 6,88 7,52 7,65 7,72 

zusammen 

16,21 20,00 21,41 22,38 24,15 24,11 23,56 


^) Ab 1974 Vierteljahresstatistik der Geineindefinanzen 


18 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/906 


Daraus ist ersichtlich, daß die kommunalen Bau- 
investitionen bis 1975 in den meisten Aufgaben- 
bereichen gestiegen sind. 

Erst seit zwei Jahren ist ein Absinken der kommu- 
nalen Investitionen, insbesondere der Sachinvesti- 
tionen, festzustellen. Dieses Absinken der kommu- 
nalen Investitionen ist nur z. T. auf mangelnde Fi- 
nanzkraft der Kommunen zurückzuführen. Zum Teil 
beruht das Investitionsverhalten der Kommunen 
auf dem Nachlassen des Investitionsbedarfs in den 
klassisch bedeutenden Bereichen wie dem Bau von 
Schulen, Kindergärten und Krankenhäusern. Bei 
Schulen und Kindergärten zeigt die demografische 
Entwicklung — die Anzahl der Jugendlichen unter 
15 Jahren nimmt von 1975 mit rd. 12,5 Millionen 
bis 1985 mit rd. 8,2 Millionen erheblich ab — un- 
mittelbar den verringerten Bedarf an. Bei den Kran- 
kenhäusern ist der Bettenüberhang allgemein be- 
kannt. 

Allerdings sind auch heute neue zukunftsweisende 
Investitionsbereiche entstanden; der Umweltschutz 
und die Stadtsanierung bzw. -entwicklung gehören 
dazu. Der jährliche Anstieg der Bauausgaben für die 
Abwasserbeseitigung ist eine Reaktion darauf. Ins- 
gesamt gesehen scheint jedoch das Umschalten von 
alten auf die neuen Prioritäten Schwierigkeiten zu 
bereiten (verlängerte Planungs- und Anhörungsver- 
fahren) und noch nicht vollständig gelungen zu sein. 
Wie bereits einleitend dargelegt, hat der Bund er- 
hebliche Mittel aus dem Bundeshaushalt für die Ge- 
meinden zur Verfügung gestellt und die ihm durch 
das Grundgesetz gegebenen Möglichkeiten zur 
Stärkung der Investitionskraft der Kommunen aus- 
geschöpft. Bei gesetzlicher Verankerung der am 
1. Juli 1977 zwischen den Regierungschefs des Bun- 
des und der Länder getroffenen Vereinbarung über 
die Umsatzsteuerneuverteilung wird der Umsatz- 
steueranteil der Länder für die Jahre 1977 und 1978 
so hoch festgesetzt, daß er den Ländern eine er- 
hebliche Stärkung der Finanzkraft ihrer Gemeinden 
über den kommunalen Finanzausgleich erlaubt. Die 
Investitionskraft der Gemeinden wird zusätzlich 
dadurch gestärkt, daß der Bund den Gemeinden 
erhebliche Finanzhilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 
GG gewährt. Dies führt zu einer Befriedigung des 
kommunalen Bedarfs in wesentlichen Bereichen. 
Die Bundesmittel werden den Gemeinden dabei ent- 
sprechend der Finanzverfassung über die Länder- 
haushalte zur Verfügung gestellt. 

Mit dem Programm für Zukunftsinvestitionen unter- 
stützt der Bund die Gemeinden für den mittelfristi- 
gen Zeitraum bis 1980 in den Bereichen mit neuen 
kommunalen Prioritäten (vgl. auch Antwort zu 
Frage 20). Die weiteren Leistungen des Bundes nach 
Artikel 104 a Abs. 4 GG sind von 1970 bis 1976 
wie folgt gestiegen; 


Insgesamt stellte der Bund von 1970 bis 1976 den 
Gemeinden (GV) für die genannten Bereiche rd. 
16,2 Mrd. DM zur Verfügung. Daneben bestehen 
weitere spezielle Förderbereiche wie z. B. die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“, die Regelung der Kostentra- 
gung bei Ortsdurchfahrten im Rahmen von Bundes- 
straßen, die zinsgünstigen Darlehen aus dem ERP- 
Gemeindeprogramm und aus dem ERP-Wirtschafts- 
plan sowie die Förderung des Zonenrandgebietes. 
Diese Hilfen summieren sich pro Jahr auf rd. 760 
Millionen DM. 

Wie sich aus der vorstehenden Darstellung ergibt, 
hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer verfas- 
sungsrechtlichen Zuständigkeiten die kommunale 
Investitionstätigkeit wesentlich gestärkt. Sie wird 
auch in Zukunft entsprechend ihren finanziellen 
Möglichkeiten zur Stärkung der kommunalen In- 
vestitionstätigkeit beitragen. 

29. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ein- 
schaltung kommunaler Investitionsfonds bei 
den Investitionsaufgaben der Gemeinden 
(GV)? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in letzter Zeit 
zahlreiche Modelle für die Finanzierung kommu- 
naler Investitionen durch Privatkapital diskutiert 
und in einigen Ausnahmefällen auch durchgeführt 
werden (sog. geschlossene Immobilienfonds-Kon- 
struktion). 

Die Bundesregierung kann keinen Einfluß auf die 
Finanzierungsart kommunaler Investitionen neh- 
men. 

Die Entscheidung und Bewertung wird ausschließ- 
lich durch die Gemeinden und die kommunalen 
Aufsichtsbehörden wahrgenommen. Wegen der 
zahlreichen kommunalhaushaltsrechtlichen und fi- 
nanzwirtschaftlichen Probleme stehen die für die 
Kommunalaufsicht zuständigen Länderinnenminister 
dieser Finanzierungsform zurückhaltend gegenüber. 
Auch der Deutsche Städtetag hat in der Veröffent- 
lichung „Sonderformen kommunaler Investitions- 
finanzierung“ darauf hingewiesen, daß eine fühl- 
bare Stärkung der kommunalen Investitionskraft 
auf diese Weise nicht erreicht werden kann. 

Abschnitt VI 

Regionale Wirtschaftsstruktur 

30. Wie beurteilt die Bundesregierung die unter- 
schiedliche regionale Entwicklung bezüglich 
der Bevölkerung, des Einkommens, des Ar- 
beitsplatzes und des Verkehrs? 


Lcistungsart 

1 1970 1 

1971 1 

1972 

i 1973 1 

1974 1 

1975 1 

1976 

Gemeindeverkehrsfinanzierung . . 

0,64 

0,72 

1,45 

— Mrd. DM — 
1,88 

2,00 

1,99 

2,07 

Städtebauförderung, Stadtentwick- 
lung 




0,03 

0,08 

0,13 

0,18 

0,19 

Krankenhausfinanzierung 

— 

— • 

0,47 

1,01 

1,10 

1,00 

1,12 

zusammen 

0,64 

0,72 

1,95 

2,97 

3,23 

3,17 

3,38 
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Die Bundesregierung verweist auf ihren Raumord- 
nungsbericht 1974 (Drucksache 7/3582), in dem sie 
eine Beurteilung der unterschiedlichen regionalen 
Entwicklung abgegeben hat. In ihrem Raumord- 
nungsprogramm (Drucksache 7/3584) hat sie darüber 
hinaus ihre diesbezüglichen Ziele dargelegt. 

Angesichts veränderter ökonomischer und demo- 
graphischer Rahmenbedingungen, die die Gefahr 
des Anwachsens regionaler Entwicklungsunter- 
schiede in sich bergen, erörtern Bund und Länder 
derzeit in der Ministerkonferenz für Raumordnung 
erste Konsequenzen für den Einsatz raumwirksamer 
Mittel. Im Rahmen dieser Ministerkonferenz wird 
unter anderem auf der Grundlage neuerer Raumord- 
nungsprognosen über eine Rücknahme überhöhter 
Bevölkerungs- und Arbeitsplatzzielzahlen bei der 
Fortschreibung der Landesentwicklungspläne und 
"Programme beraten, da die planerische Ausweisung 
überhöhter Zuwachsraten an Bevölkerung und Ar- 
beitsplätzen in den Planungsräumen dazu führen 
kann, daß die knappen Mittel nicht zieladäquat ein- 
gesetzt werden. Die Bundesregierung legt aufgrund 
rückläufiger Einwohnerzahlen und eines gedämpften 
Wirtschaftswachstums besonderen Wert auf die 
Funktionsfähigkeit von zentralen Orten insbeson- 
dere in den von Abwanderung bedrohten Teilräu- 
men des Bundesgebietes. Nach den Zielen und 
Schwerpunktbestimmungen erhalten die „abwande- 
rungsgefährdeten Problemräume" mit Priorität Mit- 
telzuweisungen. Entsprechend den raumordnerischen 
Zielvorstellungen ist in allen Teilräumen des Bun- 
desgebietes eine befriedigende Verkehrsbedienung 
sicherzustellen. Dadurch wird ein maßgeblicher Bei- 
trag für eine ausgewogene Raum- und Siedlungs- 
struktur geleistet und einer unterschiedlichen regio- 
nalen Entwicklung entgegengewirkt. Hauptanliegen 
der regionalen Wirtschaftspolitik ist die Förderung 
der wirtschaftlichen Entwicklung im Zonenrandge- 
biet und in den Gebieten, deren Wirtschaftskraft 
erheblich unter dem Bundesdurchschnitt liegt bzw. 
erheblich darunter abzusinken droht oder in denen 
Wirtschaftszweige vorherrschen, die vom Struktur- 
wandel in einer Weise betroffen oder bedroht sind, 
daß negative Rückwirkungen auf das Gebiet in er- 
heblichem Umfang eingetreten oder absehbar sind. 
Wichtigstes Instrument der regionalen Wirtschafts- 
politik ist nach wie vor die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur". 
Bei der bundeseinheitlichen Abgrenzung der Förder- 
gebiete dieser Gemeinschaftsaufgabe wird die unter- 
schiedliche regionale Entwicklung von Einkommen, 
Arbeitsplatzangebot und -nachfrage sowie die unter- 
schiedliche Ausstattung der einzelnen Regionen mit 
Infrastruktur berücksichtigt. Der regionalen Wirt- 
schaftspolitik ist es in der Vergangenheit gelungen, 
regionale Unterschiede hinsichtlich Einkommen und 
Arbeitsplätzen zumindest teilweise abzubauen. 


31. Können die schwachstrukturierten Gebiete 
davon ausgehen, daß die Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" bei mindestens gleichem 
Förderungsvolumen fortgeführt wird, oder 
sind weitere Kürzungen beabsichtigt? Wird 


die Bundesregierung (gegebenenfalls wann?) 
die um 25 v. H. reduzierte Investitionszulage 
wieder auf ihren ursprünglichen Satz von 
10 V. H. der Investitionskosten anheben? Hält 
die Bundesregierung weiter daran fest, daß 
die Förderungsmaßnahmen auf schwachent- 
wickelte oder von Anpassungsprozessen be- 
sonders betroffene Regionen konzentriert 
werden müssen? 

a) Die Bundesregierung hat am 10. September 1975 
beschlossen, die Mittelansätze bei den von Bund 
und Ländern gemeinschaftlich finanzierten Auf- 
gaben beginnend mit dem Haushaltsjahr 1977 um 
10 V. H. zu senken. Für das Jahr 1977 konnte 
allerdings eine effektive Kürzung des Normal- 
ansatzes der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" da- 
durch vermieden werden, daß die erforderliche 
Kürzung der Mittel um 10 v. H. zu Lasten des 
Ende 1977 auslaufenden regionalen Sonderpro- 
gramms für die Schaffung von Arbeitsplätzen in 
VW-Standorten vorgenommen wurde. Weitere 
Kürzungen der Mittel über die beschlossenen 
10 V. H. hinaus sind nicht geplant. Es ist darauf 
hinzuweisen, daß das Programm für Zukunfts- 
investitionen auch ein Sonderprogramm „Infra- 
strukturmaßnahmen in Schwerpunktorten der 
Gemeinschaftsaufgabe" vorsieht. Für den Zeit- 
raum 1977 bis 1980 stehen insgesamt 500 Mil- 
lionen DM Bundes- und Ländermittel zur Ver- 
fügung. Berücksichtigt man diese zusätzlichen 
Mittel, so hat sich das Förderungsvolumen der 
Gemeinschaftsaufgabe wesentlich erhöht. 

b) Die Bundesregierung beabsichtigt, die Investi- 
tionszulage bei einer Höhe von 7,5 v. H. zu be- 
lassen. 

c) Die Konzentration der Förderung auf schwächer 
entwickelte oder von Anpassungsprozessen be- 
sonders betroffene Regionen und innerhalb die- 
ser Regionen auf Schwerpunktorte ist eine 
Grundvoraussetzung für die Wirksamkeit der 
regionalen Wirtschaftspolitik. Die Bundesregie- 
rung ist daher der Ansicht, daß die bestehende 
Konzentration der Mittel der regionalen Wirt- 
schaftspolitik beibehalten werden muß. 


32. Wie beurteilt die Bundesregierung Vor- 
schläge, die Präferenzen bei den Förderungs- 
maßnahmen zu verändern? Wie wird die 
Bundesregierung sichern, daß das Netz der 
Schwerpunkte auch künftig ausreichend eng- 
maschig geknüpft bleibt, um auf diese Weise 
Abwanderungen aus strukturschwachen Räu- 
men zu verhindern? 

a) Die Bundesregierung steht Vorschlägen zur Än- 
derung des Präferenzsystems aufgeschlossen ge- 
genüber. Im Rahmen der Vorbereitungsarbeiten 
für den 7. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" kommt der Überprüfung des bestehenden 
Präferenzsystems besondere Bedeutung zu. Dabei 
soll unter anderem geprüft werden, ob und in- 
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wieweit es möglich ist, die bei einer Neuabgren- 
zung durchgeführte Bewertung der Förderungs- 
dringlichkeit von Arbeitsmarktregionen bei der 
Festlegung der Präferenzen von Schwerpunktor- 
ten zu berücksichtigen. Die Bundesregierung geht 
allerdings davon aus, daß das Präferenzniveau 
nicht angehoben wird. Sie weist in diesem Zu- 
sammenhang darauf hin, daß die Wirkung einer 
Präferenz nicht allein von ihrer absoluten Höhe, 
sondern primär von der relativen Besserstellung 
gegenüber den nicht oder geringer präferenzier- 
ten Gebieten abhängt. Außerdem geht sie davon 
aus, daß die Präferenzstruktur in der Weise ge- 
wahrt bleibt, daß die für Berlin geltenden Präfe- 
renzen vor den Präferenzen für das Zonenrand- 
gebiet rangieren und diese wiederum vor den für 
die übrigen Fördergebiete geltenden. Bei Än- 
derungen des Präferenzsystems muß jedoch 
sichergestellt bleiben, daß in allen im Rahmen- 
plan festgelegten Schwerpunktorten wirksame 
Förderpräferenzen festgelegt werden. 

b) Die Bundesregierung bringt dem in der Frage 
anklingenden Wunsch, die Zahl der Schwer- 
punktorte auch künftig zumindest zu erhalten, 
zwar Verständnis entgegen, macht aber gleich- 
zeitig auf mögliche Widersprüche aufmerksam, 
die zwischen diesem Wunsch und der in Frage 31 
enthaltenen Forderung nach einer stärkeren Kon- 
zentration der Förderungsmaßnahmen bestehen. 
Die Bundesregierung teilt allerdings die Auffas- 
sung, daß das Netz der Schwerpunktorte so eng- 
maschig bleiben muß, daß eine passive Sanie- 
rung wirtschaftlich schwacher Regionen vermie- 
den wird. 


33. Wird die Bundesregierung sichern, daß die 
Schwerpunktorte der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" ihren vorhandenen Bahnanschluß 
behalten werden? 

Bei der Entscheidung über die Aufrechterhaltung 
eines vorhandenen Bahnanschlusses werden neben 
verkehrlichen Aspekten vor allem Kriterien der re- 
gionalen Wirtschaftspolitik, der Raumordnung sowie 
des Landschafts- und Umweltschutzes herangezogen. 
Die Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", das 
Zonenrandgebiet sowie der Fremdenverkehr erhal- 
ten im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen Bewer- 
tung von Verkehrsverlagerungen von der Schiene 
auf die Straße eine besondere Präferenzierung für 
die Aufrechterhaltung des Schienenverkehrs. 

Die an den zu untersuchenden Eisenbahnstrecken 
gelegenen Schwerpunktorte der obengenannten Ge- 
meinschaftsaufgabe werden besonders berücksich- 
tigt. Eine generelle Aussage über die Aufrechterhal- 
tung vorhandener Eisenbahnanschlüsse bzw. Eisen- 
bahnstrecken ist jedoch nicht möglich. Entschei- 
dungshilfe kann — wie allgemein gefordert — nur 
eine gesamtwirtschaftliche Bewertung der Einzel- 
strecke sein. 


34. Bis zu welchem Zeitpunkt haben die Gemein- 
den (GV) Klarheit über das künftige Lei- 
stungsangebot der Deutschen Bundesbahn in 
ihrem Bereich? 

Nach den Empfehlungen der Staatssekretärs-Arbeits- 
gruppe „Verkehrs- und Regionalpolitik" zur DB- 
Netzkonzeption, von denen die Bundesregierung am 
27. April 1977 Kenntnis genommen hat, ist vor- 
gesehen, 

— den Schienenpersonenverkehr, frühestens begin- 
nend mit dem Fahrplanwechsel 1979, auf rd. 
6 000 km Streckenlänge in drei bis vier Phasen 
auf Busverkehr umzustellen und 

— den Güterverkehr auf einer Streckenlänge von 
rd. 3 000 km einzustellen. Die damit verbundenen 
Streckenstillegungen beginnen erst ab 1981. Um 
der verladenden Wirtschaft die Umstellung zu 
erleichtern, wird im übrigen soweit wie möglich 
ein ausreichend befristeter Auslaufbetrieb sicher- 
gestellt. 

Die Strecken außerhalb des „betriebswirtschaftlich 
optimalen Netzes" der Deutschen Bundesbahn, 

— aus denen die auf Busbetrieb umzustellenden 
Einzelstrecken ausgewählt werden, 

— die für eine Stillegung im Güterverkehr nicht in 
Betracht kommen, 

sind im Mai dieses Jahres bekanntgegeben worden. 
Dadurch hat ein großer Teil der ursprünglich be- 
troffenen Gemeinden bereits Gewißheit über das 
Fortbestehen des Schienenanschlusses erhalten. 

über die nach dem o. g. Beschluß der Bundesregie- 
rung von Konzentrationsmaßnahmen (Anpassung 
des Angebots an die Nachfrage) betroffenen Strek- 
ken bzw. Streckenabschnitte wird erst nach Vor- 
liegen der Ergebnisse des Anhörungsverfahrens 
nach § 44 Bundesbahngesetz einschließlich der Er- 
gebnisse der vereinbarten Regionalgespräche ent- 
schieden werden können. 


Abschnitt VII 
Städte- und Wohnungsbau 

35. Ist in der 8. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages eine weitere Teilnovellierung 
des Bundesbaugesetzes beabsichtigt, wenn 
ja, in welchen Bereichen und mit welcher 
Kostenlast für die Gemeinden (GV)? 

Die am 1. Januar 1977 in Kraft getretene Novelle 
zum Bundesbaugesetz hat das Recht des Bodenver- 
kehrs, das Recht der Umlegung sowie das Erschlie- 
ßungsrecht nicht geändert. Es besteht aber Ein- 
mütigkeit zwischen allen im Bundestag vertretenen 
Parteien, daß auch diese Teilbereiche des Bundes- 
baugesetzes Änderungen und Verbesserungen be- 
dürfen. Die Bundesregierung beabsichtigt daher, die 
notwendigen Schritte zu unternehmen, damit mög- 
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liehst noch in dieser Legislaturperiode eine weitere 
Novellierung des Bundesbaugesetzes in Angriff ge- 
nommen werden kann. 

Zur Vorbereitung hierzu sind Untersuchungen ein- 
geleitet und Kommissionen unabhängiger Sachver- 
ständiger und Praktiker eingesetzt worden mit dem 
Ziel, die genannten Rechtsbereiche zu überprüfen 
und Vorschläge zu unterbreiten, ob und welche 
gesetzgeberischen Maßnahmen vorgenommen wer- 
den sollen. Oberstes Ziel ist es, Unzuträglichkeiten 
in diesen Rechtsbereichen zu beseitigen, die die 
bisherige Praxis mit sich gebracht hat und auch 
diese Rechtsbereiche modernen städtebaulichen und 
planerischen Erfordernissen anzupassen. 

Zur Vorbereitung der Novellierung des Bodenver- 
kehrsrechts ist ein praxisbezogener Untersuchungs- 
auftrag vergeben worden. In dieser Untersuchung 
wird insbesondere der Frage nachgegangen, ob und 
wieweit Vorschriften über den Bodenverkehr noch 
erforderlich sind. Das Ergebnis dieser Untersuchung 
liegt jetzt vor und wird derzeit geprüft. 

Das Recht der Umlegung und Grenzregelung wird 
von einer Kommission von Sachverständigen und 
Praktikern geprüft. Ziel ihrer Arbeit ist es, Vor- 
schläge zur Weiterentwicklung und Anpassung die- 
ses Rechtsbereichs an die Bedürfnisse der Praxis zu 
unterbreiten. Die Arbeiten dieser Kommission sind 
noch nicht beendet. 

Das Erschließungsrecht ist grundsätzlich zu über- 
prüfen. Hier bestehen besondere Schwierigkeiten. 
Bereits Anfang 1975 ist eine Kommission unabhän- 
giger Sachverständiger und Praktiker, u. a. aus dem 
kommunalen Bereich eingesetzt worden, die sich 
mit allen vorliegenden Vorschlägen zur Novellie- 
rung dieses Rechtsbereichs befaßt und auch selbst 
mehrere Modellvorschläge erarbeitet hat. Die Kom- 
mission hat ihre Arbeit inzwischen abgeschlossen. 
Ob es in dieser Legislaturperiode noch zu einer No- 
vellierung des Erschließungsrechts kommt, kann bei 
dem derzeitigen Stand der Arbeiten und der fach- 
lichen Diskussion im kommunalen Bereich noch 
nicht abschließend beurteilt werden. 

Eine Novellierung des Bodenverkehrs-, Umlegungs- 
und Erschließungsrechts wird keine erhöhten Ko- 
sten für die Gemeinden zur Folge haben. Es ist viel- 
mehr zu erwarten, daß die Kosten für die Gemein- 
den gesenkt werden; der Ansatz für die Novellie- 
rung dieser Rechtsbereiche ist, die Gemeinden von 
unnötigen Erschwernissen in der täglichen Praxis 
zu befreien und die Kosten der Erschließung gerech- 
ter und auf alle Beteiligten zu verteilen. 


36. Wie will die Bundesregierung die von ihr 
als Schwerpunkt bezeichnete Aufgabe, die 
Innenbereiche unserer Städte und Gemein- 
den erhalten und erneuern zu helfen, fort- 
setzen (Tz. 68 der Regierungserklärung), 
wenn sie die hierfür notwendigen Finanz- 
hilfen nach dem StBauFG von jährlich 
240 Millionen DM im Jahr 1976 auf 150 Mil- 
lionen DM im Jahr 1979 herabsetzt? 


Für die Erhaltung und Erneuerung der Innenberei- 
che unserer Städte und Gemeinden stellt die Bun- 
desregierung den Ländern für Investitionen der Ge- 
meinden und in den Gemeinden Finanzhilfen im 
Rahmen des Bundesprogramms nach dem Städtebau- 
förderungsgesetz, im Rahmen des Bund-Länder-Mo- 
dernisierungsprogramms nach dem Wohnungsmo- 
dernisierungsgesetz und im Rahmen des Programms 
für Zukunftsinvestitionen zur Verfügung. 

Die Ernsthaftigkeit der Absicht der Bundesregierung, 
sich verstärkt für die Erhaltung der Innenstädte ein- 
zusetzen, wird insbesondere durch das am 23. März 
1977 durch die Bundesregierung beschlossene Pro- 
gramm für Zukunftsinvestitionen deutlich. Im Pro- 
grammbereich „Verbesserung der Lebensbedingun- 
gen in Städten und Gemeinden" stellt die Bundes- 
regierung für den Zeitraum 1977 bis 1980 900 Mil- 
lionen DM zusätzliche Förderungsmittel bereit. 

Diese Mittel sind für ausgewählte und besonders 
kostspielige Investitionen im Zusammenhang mit 
städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen nach dem Städtebauförderungsgesetz be- 
stimmt. Es handelt sich im einzelnen um die Investi- 
tionsbereiche „Erhaltung und Erneuerung histori- 
scher Stadtkerne von nationaler Bedeutung" (200 
Millionen DM), „Vorhaben zur Verbesserung der 
Infrastruktur in Erneuerungsgebieten nach dem 
Städtebauförderungsgesetz" (200 Millionen DM), 
„Verlagerung störender Gewerbebetriebe aus Er- 
neuerungsgebieten nach dem Städtebauförderungs- 
gesetz" (200 Millionen DM), „Bau von Ersatzwoh- 
nungen und der Aus- und Umbau in Erneuerungs- 
gebieten nach dem Städtebauförderungsgesetz" 
(300 Millionen DM). Die Mittel werden überwie- 
gend denselben städtebaulichen Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen zugute kommen, die im 
Bundesprogramm nach § 72 Städtebauförderungsge- 
setz gefördert werden. Die Bundesregierung ist der 
Überzeugung, daß durch diese besonderen Förde- 
rungsmittel zahlreiche Gemeinden in die Lage ver- 
setzt werden, die Durchführung der laufenden Sanie- 
rungs- und Entwicklungsmaßnahmen wirksam zu be- 
schleunigen und zum Abschluß zu bringen. 

Neben dem Programm für Zuknftsinvestitionen wird 
das Bundesprogramm nach dem Städtebauförde- 
rungsgesetz weitergeführt. Für das Programmjahr 
1977 sind den Ländern 1976 anläßlich der Fortschrei- 
bung des Bundesprogramms 200 Millionen DM zu- 
geteilt worden. Für das Programmjahr 1978 werden 
nach dem Entwurf des Bundeshaushaltsgesetzes für 
das Jahr 1977 190 Millionen DM zur Verfügung ste- 
hen. Nach dem derzeit geltenden mittelfristigen Fi- 
nanzplan des Bundes für den Zeitraum 1976 bis 1980 
sind für die Programmjahre 1979 und 1980 jeweils 
150 Millionen DM vorgesehen. 

Das Bund-Länder-Modernisierungsprogramm wird 
1977 auf der Grundlage des am 1. Januar in Kraft 
getretenen Wohnungsmodernisierungsgesetzes und 
der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und 
Ländern fortgeführt. Der Entwurf des Bundeshaus- 
haltsgesetzes weist Förderungsmittel für das Pro- 
gramm 1977 in gleicher Höhe wie für das Programm 
1976 aus. Der Bewilligungsrahmen beträgt 114 Mil- 
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lionen DM und 38 Millionen DM für Darlehen. Nach 
der mittelfristigen Finanzplanung werden bis zum 
Jahre 1980 die Bewilligungsrahmen für Zuschüsse 
auf 185 Millionen DM und die Bewilligungsrahmen 
für Darlehen auf 54 Millionen DM ansteigen. Da 
nach dem Wohnungsmodernisierungsgesetz die Hälf- 
te der Mittel innerhalb von Schwerpunkten, die an- 
dere Hälfte außerhalb von Schwerpunkten eingesetzt 
werden soll, besteht auch in solchen Gemeinden und 
Gemeindeteilen die Möglichkeit zur Modernisie- 
rungsförderung, die wegen der Begrenzung des 
Schwerpunktprogramms nicht als Modernisierungs- 
sdiwerpunkte ausgewiesen werden können. 

Insgesamt gesehen wird die Bundesregierung im 
Rahmen der drei genannten Programme für den 
Aufgabenbereich der Erhaltung und Erneuerung un- 
serer Städte bis 1979 nicht weniger, sondern wesent- 
lich mehr Mittel als bisher zur Verfügung stellen. Sie 
wird — wie in der Regierungserklärung ausge- 
führt — den Städten und Gemeinden weiterhin ein 
zuverlässiger Partner bleiben. 


37. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Investitionen der Gemeinden (GV) zur Ab- 
fall- und Abwasserbeseitigung angesichts 
ihrer schwierigen Finanzlage nur dann auf- 
recht erhalten werden können, wenn der 
Bund im größeren Umfang Unterstützung ge- 
währt? Wird die Bundesregierung die ihr zur 
Verfügung stehenden Investitionsmittel mit 
Vorrang dort einsetzen, wo Maßnahmen des 
Gewässerschutzes und der Abwasserbeseiti- 
gung gleichzeitig als Maßnahmen der Ge- 
meindeentwicklung angesehen werden kön- 
nen? 

Ob und wieviel die Gemeinden für Anlagen zur Ab- 
fall- und Abwasserbeseitigung investieren, kann 
nicht isoliert von den sonstigen Investitionen der 
Gemeinden beurteilt werden. Hier besteht insoweit 
ein Zusammenhang als die Gemeinden politische 
Prioritäten setzen können. Sie müssen im Rahmen 
ihrer jeweiligen finanziellen Situation die notwen- 
digen Investitionen sicherstellen. Bund und Länder 
können ihnen diese Aufgabe nicht abnehmen, auch 
nicht durdi eine Unterstützung der Maßnahmen zur 
Abfall- und Abwasserbeseitigung. 

Fast alle in einer Gemeinde anfallenden Investitio- 
nen dienen der Vor- bzw. Fürsorge für den Bürger. 
Die Investitionen für Anlagen zur Abfall- und Ab- 
wasserbeseitigung sollten Vorrang einnehmen. Dies 
ist insbesondere in kleineren Gemeinden nicht 
immer der Fall. 

Soweit die Frage zum Ausdruck bringt, daß die Fi- 
nanzlage der Gemeinden gerade durch Investitionen 
zur Abfall- und Abwasserbeseitigung verschlechtert 
würde, geht sie von falschen Voraussetzungen aus, 
denn gerade in diesem Bereich können sich die Ge- 
meinden auch durch Gebühren und Beiträge refinan- 
zieren, indem sie die entstehenden Kosten überwäl- 
zen (kostendeckende Gebühren). 

Es ist zu erwarten, daß das Programm für Zukunfts- 
investitionen die notwendige Umstrukturierung der 
kommunalen Investitionen erleichtert. Das Pro- 


gramm sieht erhebliche Investitionshilfen für Anla- 
gen zur Abwasserbeseitigung vor — allein im Rah- 
men des Rhein-Bodensee-Programms aus dem Bun- 
deshaushalt für die Jahre 1977 bis 1980 800 Millio- 

nen DM. Die Mittel selbst werden gemeinsam mit 
einem gleich hohen von den Bundesländern zur Ver- 
fügung zu stellenden Anteil an Gemeinden, die im 
Bodensee- und im Rheineinzugsgebiet liegen, verge- 
ben werden. Die Vergabe selbst liegt nicht beim 
Bund, sondern bei den Ländern. 

Da durch diese Maßnahmen besondere Anstrengun- 
gen zur Modernisierung der öffentlichen Infrastruk- 
tur und zur Verbesserung der Umweltbedingungen 
unternommen werden, sind sie auch als Maßnahmen 
der gemeindlichen Entwicklung anzusehen. 

Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, daß im Rah- 
men der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" auch Anlagen für 
die Beseitigung bzw. Reinigung von Abwasser und 
Abfall mit Investitionszuschüssen gefördert werden 
können. Außerdem sind aus dem ERP- Abwasserrei- 
nigungsprogramm und dem ERP- Abfallbeseitigungs- 
programm seit Jahren zinsgünstige Darlehen für 
die Errichtung und Erweiterung von Abwasserrei- 
nigungs- und Abfallbeseitigungsanlagen gewährt 
worden. Weiterhin können über ERP-Gemeindepro- 
gramm, das auf die Schwerpunktorte der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" beschränkt ist, Abwasserreinigungs- 
und Abwasserbeseitigungsmaßnahmen sowie Abfall- 
beseitigungsmaßnahmen gefördert werden. Im Rah- 
men verschiedener Konjunkturprogramme sind wei- 
tere Mittel für diese Zwecke zur Verfügung gestellt 
worden. 


Abschnitt VIII 

Kommunale Selbstverwaltung, 
Bürgerinitiativen und Verwaltungseffektivität 

38. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß 
die kommunale Selbstverwaltung ein wesent- 
liches Element der Freiheitssicherung für die 
Bürger ist? 

Die Bundesregierung teilte diese Ansicht. Kommu- 
nale Selbstverwaltung — wie sie heute verstanden 
wird — bedeutet ihrem Wesen und ihrer Intention 
nach Aktivierung der Beteiligten für die eigenen 
Angelegenheiten, die die in der örtlichen Gemein- 
schaft lebendigen Kräfte des Volkes zur eigenver- 
antwortlichen Erfüllung öffentlicher Aufgaben zu- 
sammenschließt mit dem Ziel, das Wohl der Einwoh- 
ner zu fördern, die geschichtliche und heimatliche 
Eigenart zu wahren und damit den Gemeinsinn und 
das politische Interesse des einzelnen neu zu bele- 
ben und zu kräftigen. Dieses Leitbild der Selbstver- 
waltung trägt mit anderen fundamentalen Verfas- 
sungsprinzipien zur Begrenzung hoheitlicher Macht, 
also zum freiheitlichen Charakter unserer Demokra- 
tie bei. 


23 



Drucksache 8/906 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


39. Was wird die Bundesregierung gegen eine 
weitere Aushöhlung der Selbstverwaltung 
der Gemeinden (GV) durch ein Übermaß von 
Gesetzen und Verordnungen unternehmen? 

Auch die Bundesregierung sieht die steigende Zahl 
der Gesetze nicht ohne Sorge. Sie ist stets darum 
bemüht, die Zahl der geltenden Gesetze und Ver- 
ordnimgen in Grenzen zu halten; sie fühlt sich aber 
verpflichtet — wie in der Regierungserklärung vom 
16. Dezember 1976 betont wurde — weiterhin da- 
nach zu trachten, daß die Rechtsordnung auch künf- 
tig dort weiterentwickelt wird, wo sie den Wertvor- 
stellungen des Grundgesetzes insbesondere den 
Grundrechten, dem Sozialstaatsgebot und dem 
Rechtsstaatsprinzip noch nicht in vollem Umfange 
entspricht. 

Die Bundesregierung fühlt sich in dieser grundsätz- 
lichen Haltung von allen im Bundestag vertretenen 
Parteien und von den Bundesländern bestätigt. So 
wurden z. B. in der 7. Legislaturperiode des Deut- 
schen Bundestages 87 v. H. der beschlossenen Ge- 
setze nicht kontrovers verabschiedet; 96,5 v. H. hat 
der Bundesrat durch Zustimmung oder Verzicht auf 
Einspruch gebilligt (vgl. Antwort der Bundesregie- 
rung auf die Kleine Anfrage betreffend Umfang und 
Folgen der Gesetze und Rechtsverordnungen des 
Bundes für Staat und Bürger vom 22. März 1977 — 
Drucksache 8/212). 

Auf der Ebene des Bundes (Stand 18. Februar 1977) 
sind insgesamt etwa 1 480 Gesetze und 2 280 Rechts- 
verordnungen in Kraft. Zahlreiche — bei weitem 
nicht alle — dieser Rechtsvorschriften berühren di- 
rekt oder indirekt den kommunalen Bereich; hinzu- 
kommen die kommunalbedeutsamen Gesetze und 
Verordnungen der Bundesländer. Wenn auch die 
Bundesregierung im Gegensatz zu den Fragestellern 
nicht von einem „Übermaß von Gesetzen und Ver- 
ordnungen" sprechen möchte, so ist ihr doch be- 
wußt, daß die Fülle der von den Gemeinden zu 
beachtenden Bundes- und Landesvorschriften als 
Einschränkung der Gestaltungs- und Entscheidungs- 
freiheit der kommunalen Selbstverwaltung empfun- 
den werden kann. In ihrer Antwort auf die Große 
Anfrage betr. Lage der Städte, Gemeinden und 
Kreise vom 22. Juli 1974 — Drucksache 7/2409 — 
hat die Bundesregierung bereits die Ursachen für 
jene Entwicklungen, die das Erscheinungsbild der 
kommunalen Selbstverwaltung beeinflussen, skiz- 
ziert (S. 1/2): Die zunehmende Mobilisierung der 
Bevölkerung, die fortschreitende Industrialisierung, 
die Technisierung, die Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse und der Informationsmöglichkeiten so- 
wie die steigende Erwartung der Bevölkerung an 
den Lebensstandard wirken sich derart aus, daß die 
Bewältigung der daraus entstehenden Probleme häu- 
fig nicht mehr isoliert in den einzelnen Gemeinden 
möglich ist. Die Gesetz- und Verordnungsgeber ha- 
ben deshalb in zunehmendem Maße die Notwendig- 
keit zu staatlicher Einflußnahme gesehen. 

Dies bedeutet jedoch keine Ausschaltung der Ge- 
meinden (Gemeindeverbände) aus dem Entschei- 
dungsprozeß sondern eher eine Verlagerung der 
Gewichte. Die Gemeinden und Gemeindeverbände 
werden in den Ländern ebenso wie beim Bund in 


zahlreichen Gremien mitbestimmend oder beratend 
tätig. Insbesondere die kommunalen Spitzenver- 
bände nehmen in ständig steigendem Umfang Ein- 
fluß auf Gesetzgebung und Planung des Bundes und 
der Länder. Die Bundesregierung verweist in diesem 
Zusammenhang insbesondere auf ihre Antwort zu 
Frage 42, in der die zahlreichen Planungsgremien, 
Kuratorien, Kommissionen, Beiräte und Ausschüsse 
aufgezählt sind, in denen Vertreter der Kommunen 
auf Bundesebene mitarbeiten. 

Die Bundesregierung hat dieser Entwicklung Rech- 
nung getragen, und durch eine Änderung der Ge- 
meinsamen Geschäftsordnung der Bundesministe- 
rien, Besonderer Teil (GGO II) die Beteiligungs- 
rechte der Kommunen an der Gesetzgebung und 
Planung des Bundes auch formell geregelt, (vgl. Ant- 
wort zu Frage 43). Auch die Länder sind bemüht, 
soweit dies nicht schon geschehen ist, den kommu- 
nalen Landesverbänden Anhörungsrechte einzu- 
räumen. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß es den kommu- 
nalen Spitzenverbänden möglich ist, im Rahmen 
ihrer Beteiligungsrechte auch die von den Antrag- 
stellern befürchtete Entwicklung bei ihren Stellung- 
nahmen zu berücksichtigen. Die Bundesregierung 
wird jedenfalls bei der Vorbereitung von Gesetzen, 
Verordnungen und Verwaltungsvorschriften Beden- 
ken dieser Art, die von den kommunalen Spitzen- 
verbänden vorgetragen werden, sorgfältig prüfen. 


40. Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um einen übertriebenen Gesetzesperfektionis- 
mus bei Entwürfen von Gesetzen und Ver- 
ordnungen zu vermeiden, damit eine Ver- 
einfachung der Ausführung von Gesetzen 
und Verordnungen bei den Gemeinden (GV) 
ermöglicht wird? 

Die Bundesregierung ist im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten ständig darum bemüht, daß notwendige Ge- 
setz- und Verordnungsentwürfe eine durchdachte, 
klare und darum auch unnötigen Schwierigkeiten bei 
der Ausführung bzw. Auslegung vorbeugende Fas- 
sung erhalten. Sie verweist u. a. auf die einschlägi- 
gen Vorschriften der Gemeinsamen Geschäftsord- 
nung, Besonderer Teil (GGO II) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 1976 (GMB1S.550) 
die vorschreiben, daß Rechtsvorschriften, die durch 
ein Gesetz aufgehoben oder gegenstandslos wer- 
den, regelmäßig in den Schlußvorschriften des Geset- 
zes einzeln aufzuführen und bei umfangreichen Än- 
derungen eines Gesetzes dieses entweder insge- 
samt durch ein neues abzulösen oder in zusammen- 
hängend lesbaren Teilen neu zu fassen sind. Es sei 
auch auf die Grundsätze für die Gestaltung automa- 
tionsgeeigneter Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten vom 22. November 1973 (GMBl S. 555) hingewie- 
sen. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung stets be- 
strebt, das geltende Recht übersichtlicher zu gestal- 
ten, etwa durch Beseitigung der Rechtszersplitterung 
oder durch Rechtsvereinheitlichung z. B. auf dem Ge- 
biet des Strafrechts, des Verwaltungsverfahrens- 
rechts, des Sozialrechts und des Bergrechts. Auch die 
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von der Bundesregierung den kommunalen Spitzen- 
verbänden eingeräumten Beteiligungsrechte (vgl. 
Antwort auf die Frage 43) verfolgen u. a. das Ziel, 
allzu perfektionistischen Tendenzen durch die Ein- 
schaltung der praktischen Erfahrung der Kommunen 
im Gesetzesvollzug entgegenzuwirken. Allerdings 
wird auch in Zukunft die auf einfache Vollziehbar- 
keit gerichtete Gestaltung von Entwürfen nicht um 
jeden Preis, sondern nur insoweit angestrebt werden 
können, als sie den Zweck der Vorschriften nicht ver- 
fälscht und weder das gebotene Maß an materieller 
Gerechtigkeit noch den Rechtsschutz des Bürgers be- 
einträchtigt. 

Zu Umfang und Folgen der Gesetze und Rechtsver- 
ordnungen des Bundes für Staat und Bürger hat der 
Bundesminister des Innern bereits ausführlich in der 
Antwort vom 21. März 1977 auf eine Kleine Anfrage 
(Drucksache 8/212) namens der Bundesregierung 
Stellung genommen und ausgeführt, daß bei jeder 
Gesetzesvorlage deren Notwendigkeit eingehend ge- 
prüft wird. Wie bereits in der Antwort zu Frage 39 
ausgeführt, ist die Rechtsordnung dort weiterzuent- 
wickeln, wo sie den Wertvorstellungen des Grund- 
gesetzes, inbesondere den Grundrechten, dem Sozial- 
staatsgebot und dem Rechtsstaatsprinzip noch nicht 
in vollem Umfang entspricht. 


41. Welche konkreten Schlüsse wird die Bun- 
desregierung aus der Feststellung ziehen, 
daß es meist erst die Gemeinden (GV) sind, 
die durch ihr Handeln die Gesetze, die der 
Bundestag beschließt, für den Bürger wirk- 
sam machen (Tz. 93 der Regierungserklä- 
rung)? Wird die Bundesregierung gewähr- 
leisten, daß bei künftigen Aufgabenfest- 
legungen im Rahmen von Bundesgesetzen 
der Grundsatz der Orts- und Bürgernähe be- 
achtet wird? 

Mit der im Zusammenhang mit den vorangegange- 
nen Aussagen über eine finanzwirtschaftliche Bela- 
stung der Gemeinden getroffenen Feststellung, daß 
es meist erst die Gemeinden sind, die durch ihr Han- 
deln die Gesetze für den Bürger wirksam machen, 
will die Bundesregierung ihre positive Einstellung 
zur Rolle der kommunalen Körperschaften bekräfti- 
gen. 

Sie verfolgt auch das Ziel, Aufgaben so ortsnah wie 
möglich erledigen zu lassen. Allerdings überläßt das 
Grundgesetz grundsätzlich die Ausgestaltung der 
Verwaltungsorganisation bei der Ausführung von 
Bundesrecht den Ländern, die z. Z. im Rahmen der 
Funktionalreform eine Neuverteilung der Zustän- 
digkeiten zwischen den einzelnen Verwaltungsebe- 
nen vor allem durch eine Delegation von Aufgaben 
nach unten betreiben. 

Die Bundesregierung hat die Funktionalreform in 
den Ländern dadurch unterstützt, daß sie mit dem 
Gesetz zur Erleichterung der Verwaltungsreform in 
den Ländern (Zuständigkeitslockerungsgesetz) vom 
10. März 1975 (BGBl. I S. 685) den Wünschen der 
Länder auf Lockerung bundesrechtlich abschließen- 
der Zuständigkeitsregelungen entgegengekommen 
ist. 


Der Bund leistet darüber hinaus einen weiteren Bei- 
trag zur Funktionalreform in den Ländern, indem er 
in seiner Gesetzgebungspraxis die nähere Regelung 
der Zuständigkeiten von Landesbehörden einschließ- 
lich der Kommunalbehörden in weit größerem Aus- 
maß als bisher den Ländern überläßt. 

Wo immer es möglich ist, trägt der Bund auch sei- 
nen Teil dazu bei, den Grundsatz der Bürgernähe zu 
konkretisieren, um eine stärkere Mitwirkung des 
Bürgers bei der Lösung der kommunalen Probleme 
zu ermöglichen. In dem kürzlich novellierten Bun- 
desbaugesetz (i. d. Fassung vom 18. August 1976, 
BGBl. S. 2257 ff.) — § 2 a — ist erstmals eine Bür- 
gerbeteiligung an der Bauleitplanung eingeführt 
worden. Die Gemeinden werden durch § 13 a zu 
einer speziellen Beteiligungsform verpflichtet, wenn 
die Verwirklichung einer Planung Nachteile für die 
persönlichen Lebensumstände der in den Gebieten 
wohnenden und arbeitenden Menschen bringt. 


42. Hält die Bundesregierung die bisherige Be- 
teiligung von Vertretern der kommunalen 
Spitzenverbände in Planungsgremien des 
Bundes für ausreichend? Um welche Gremien 
handelt es sich, und sind die Vertreter der 
Gemeinden (GV) stimmberechtigt? 

a) Die Bundesregierung hält an ihrer Ansicht fest, 
die in der Antwort auf die Große Anfrage im 
Jahre 1974 zur Lage der Städte, Gemeinden und 
Kreise (Drucksache 7/2409) dargelegt wurde. Die 
bedeutende Rolle der Kommunen innerhalb der 
öffentlichen Verwaltung bedingt eine weit- 
gehende Beteiligung kommunaler Vertreter auf 
verschiedenen Gebieten, vor allem auch bei der 
Planung von Bundesmaßnahmen und -Program- 
men. 

Demzufolge kommt die Bundesregierung regel- 
mäßig denjenigen Wünschen der auf Bundes- 
ebene bestehenden kommunalen Spitzenverbände 
nach, die eine Beteiligung in solchen Beiräten, 
Ausschüssen, Arbeitskreisen, Kuratorien, Kom- 
missionen und ähnlichen Gremien betreffen, wel- 
che sich mit dem Ausgleich von Interessen oder 
der unmittelbaren Vorbereitung von kommunal- 
relevanten Entscheidungen befassen oder deren 
Tätigkeit von der Aufgabenstellung her Belange 
der Gemeinden berührt. Es ist nicht bekannt, 
daß insoweit Beteiligungswünsche zurückgewie- 
sen wurden. 

Die Bundesregierung hat auch keine Anhalts- 
punkte dafür, daß die bisherige Beteiligung von 
Vertretern der kommunalen Spitzenverbände in 
Planungsgremien des Bundes von den Verbänden 
selbst als unzureichend beurteilt wird. 

Nachstehend werden — ohne Anspruch auf Voll- 
ständigkeit — Gremien, die sich im weitesten 
Sinn mit Planungsfragen befassen, unabhängig 
davon zusammengestellt, ob ihre Tätigkeit Ko- 
sten verursacht. Deshalb sind auch Gremien auf- 
geführt, die in der Antwort der Bundesregierung 
vom 25. Mai 1977 auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Leicht, Dr. Häfele und Genossen 
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betr. Umfang und Kosten der Beirats- und Gut- 
achtertätigkeit — Drucksache 8/484 — nicht ent- 
halten sind. 

b) In folgenden Planungsgremien arbeiten voll 
stimmberechtigte Vertreter der kommunalen 
Spitzenverbände mit: 

— Kooperationsausschuß „ADV Bund/Länder/ 
kommunaler Bereich" 

— Beirat für Fragen der älteren Generation 

— Amtsleiterkreis zur Entwicklung eines Ar- 
beitsplatzbewertungssystems 

— Beirat für Ausbildungsförderung beim Bun- 
desminister für Bildung und Wissenschaft 
(nach § 44 Bundesausbildungsförderungs- 

gesetz) 

— • Koordinierungskreis „Ausländischer Arbeit- 
nehmer" beim Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung 

— Beratender Ausschuß für Behinderte bei der 
Bundesanstalt für Arbeit 

— Beratender Ausschuß nach § 32 a Luftver- 
kehrsgesetz für die Bundesminister des Innern 
und für Verkehr 

— Beirat der Bundesakademie für öffentliche 
Verwaltung 

— Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt 
für Arbeit 

— Bundesjugendkuratorium 
— ■ Kuratorium für die Bundesjugendspiele 

— ad hoc-Ausschuß „Datenverarbeitung im Bil- 
dungswesen" beim Bundesminister für For- 
schung und Technologie 

— Deutsch-Französisches vlugendwerk 

— Deutscher Rat für Stadtentwicklung beim 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 

— ■ Deutsche Sportkonferenz (nicht spezifisch 
dem Bund zugeordnet) 

— Deutscher Verdingungsausschuß für Leistun- 
gen — ausgenommen Bauleistungen 

— Finanzplanungsrat (gemäß § 51 Haushalts- 
grundsätzegesetz für die Koordinierung der 
Finanzplanungen des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden (GV) zuständig und deshalb 
kein Pianungsgremium des Bundes; dem 
Finanzplanungsrat gehören neben dem Bun- 
desminister der Finanzen und dem Bundes- 
minister für Wirtschaft sowie den für die 
Finanzen zuständigen Ministern der Länder 
vier stimmberechtigte Vertreter der Gemein- 
den und Gemeindeverbände an) 

— Beratender Ausschuß für Forschung und 
Technologie (BAFT) beim Bundesminister für 
Forschung und Technologie 

— Arbeitskreis „Belange der Frau bei der Raum- 
ordnung, im Bauwesen und im Städtebau" 
beim Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau 


— Arbeitskreis für Finanzierungsfragen des Ge- 
meindeverkehrs beim Bundesminister für Ver- 
kehr mit Unterausschuß „GVFG-Richtlinien" 

— ■ Gewerbetechnischer Beirat des Bundes für 
Verkehr 

— Konjunkturrat für die öffentliche Hand beim 
Bundesminister für Wirtschaft 

— Fachausschuß „Kraftfahrzeugtechnik" beim 
Bundesminister für Verkehr 

— Ausschuß für Kreditfragen (der sich mit den 
Möglichkeiten der Deckung des Kreditbedarfs 
der öffentlichen Haushalte befaßt) 

— Bundesausschuß für Kriegsbeschädigten- und 
Kriegshinterbliebenenfürsorge beim Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung 

— Projektgruppe „Lärmbekämpfung" mit Ar- 
beitskreisen zu 18 Problembereichen 

— Lärmschutzkommission zum Schutz gegen 
Fluglärm nach § 32 b Luftverkehrsgesetz 

— Luftfahrtrat (soll aufgelöst werden) 

— Bund / Länder-Arbeitsgruppe „Luftrettungs- 
wesen" beim Bundesminister des Innern 

— Beirat für Raumordnung beim Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

— Arbeitskreis für regionale Wirtschaftspolitik 
beim Bundesminister für Wirtschaft 

— Beirat für die Rehabilitation der Behinderten 
beim Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung (gemäß § 32 Schwerbehindertenge- 
setz) 

— Bund/Länder-Ausschuß „Rettungs wesen" beim 
Bundesminister für Verkehr 

— Ständige Konferenz „Rettungswesen" beim 
Bundesminister für Verkehr 

— Arbeitskreis „Rundfunkempfangsantennen" 
beim Bundesminister für Post- und Fern- 
meldewesen 

— Arbeitskreis „Sozialer Wohnungsbau" beim 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau 

— Fachbeirat „Sport- und Freizeitanlagen" beim 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft 

— Ständiger Beirat des Bundesausgleichsamtes 
(gemäß § 314 Lastenausgleichsgesetz) 

— Statistischer Beirat des Statistischen Bundes- 
amtes 

— Arbeitskreis „Steuerschätzungen" (ihm gehört 
ein Mitglied der Bundesvereinigung der kom- 
munalen Spitzenverbände an, das sich gleich- 
berechtigt an der kurz- und mittelfristigen 
Schätzung der Steuereinnahmen beteiligt, wo- 
bei das Schwergewicht seiner Mitarbeit bei 
den Gemeindesteuern liegt) 

— Koordinierungsausschuß für Straßenbaupla- 
nung beim Bundesminister für Verkehr 
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— Straßenverkehrssicherheitsausschuß 

— Gemeinsamer Ausschuß des Bundes, der Län- 
der und kommunalen Spitzenverbände zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der 
Gemeinden mit Arbeitskreisen „Finanzie- 
rungsfragen des Nahverkehrs", „Verkehrs- 
anlagen des öffentlichen Personennahver- 
kehrs", „Forschungsvorhaben" 

— Beirat für Vertriebenen- und Flüchtlingsfra- 
gen beim Bundesminister des Innern 

— Ständiger Ausschuß für zivile Verteidigung 
beim Bundesminister des Innern. 

c) In folgenden Gremien arbeiten die Vertreter der 
kommunalen Spitzenverbände mit beratender 
Stimme mit: 

— Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung und Forschungsförderung 

— Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufs- 
bildung (hat den Bundesausschuß für Berufs- 
bildung abgelöst) 

— ad hoc-Ausschuß „Kommunale Tiefbautech- 
nik" beim Bundesminister für Forschung und 
Technologie 

— Unterausschuß für die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" beim Bundesminister für Wirtschaft 

— ad hoc-Ausschuß „Sicherheit der Brandbe- 
kämpfung" beim Bundesminister für For- 
schung und Technologie 

— Länderfachausschuß für Straßenbahn- und 
Obusangelegenheiten (LSO) beim Bundes- 
minister für Verkehr. 

Des weiteren hat der Bundesgesetzgeber den 
Ländern in § 6 Abs. 3 des Gesetzes über die 
wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser 
und zur Regelung der Krankenhauspflegesätze 
— KHG — die Möglichkeit gegeben, die kom- 
munalen Spitzenverbände zu „wesentlichen Be- 
teiligten" zu bestimmen und ihnen damit ein 
Anhörungsrecht bei der Aufstellung der Kran- 
kenhausbedarfspläne und der Programme zur 
Durchführung des Krankenhausbaus zuzubilligen. 
Inwieweit die Länder von diesem Recht Ge- 
brauch gemacht haben, ist aus der Tabelle 3 der 
Drucksache 7/4530 des Deutschen Bundestages 
(Stand; 30. Dezember 1975) ersichtlich. 

d) In rein wissenschaftlichen Beratungsgremien, wie 
z. B. dem Rat von Sachverständigen für Umwelt- 
fragen beim Bundesminister des Innern, dem 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung beim Bundes- 
ministerium für Wirtschaft, dem wissenschaft- 
lichen Beirat beim Bundesministerium der Finan- 
zen oder dem Arbeitskreis für vergleichende 
Deutschlandforschung ist keine Beteiligung der 
kommunalen Spitzenverbände vorgesehen. Dies 
schließt jedoch nicht aus, daß im Einzelfall der 
Sachverstand von kommunalen Verbänden zu 
Rate gezogen wird. 


43. Wie beurteilt die Bundesregierung die Erfah- 
rungen mit der geänderten Geschäftsordnung 
der Biindesministerien, die nunmehr ein In- 
formations- und Anhörungsrecht der kommu- 
nalen Spitzenverbände bei kommunalbedeut- 
samen Maßnahmen vorsieht? 

Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundes- 
ministerien, Besonderer Teil (GGO II) ist mit Wir- 
kung vom 7. März 1975 dahin geändert worden, daß 
den auf Bundesebene bestehenden kommunalen 
Spitzenverbänden die vorbereitenden Entwürfe zu 
Gesetzen, Verordnungen und allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften möglichst frühzeitig zugeleitet 
werden, wenn die Belange der Gemeinden und G|S- 
meindeverbände berührt werden (§ 25 GGO II) urid 
daß ferner wesentliche abweichende Meinungen, die 
die kommunalen Spitzenverbände im Rahmen die- 
ser Beteiligung vortragen, in der Begründung kurz 
darzulegen sind (§ 40 Abs. 3 GGO II). 

Die Bundesregierung hat seitdem die einschlägigen 
Entwürfe den kommunalen Spitzenverbänden über- 
mittelt und zahlreiche Stellungnahmen erhalten. 

Die in den ersten zwei Jahren mit diesem Informa- 
tions- und Anhörungsrecht gesammelten Erfahrun- 
gen sind überwiegend positiv zu beurteilen. Es zeigt 
sich, daß die institutionelle Verankerung der Mit- 
wirkungsrechte notwendig war und einem Bedürf- 
nis aller Beteiligten entsprach, denn nicht in allen 
Bereichen war die Zusammenarbeit zwischen Bun- 
desministerien und kommunalen Spitzenverbänden 
bei der Vorbereitung von Gesetzen, Verordnungen 
und verwaltungsmäßigen Maßnahmen bereits vor 
der Änderung der GGO II so eng, daß eine mög- 
lichst frühzeitige Beteiligung erfolgte und, daß 
Arbeitspapiere ausgetauscht wurden. Es ist aber 
darauf hinzuweisen, daß in vielen Bereichen schon 
vor März 1975 den kommunalen Spitzenverbänden 
kommunalbedeutsame Gesetzentwürfe zur Stellung- 
nahme zugeleitet worden waren, so z. B. im Bereich 
der Jugendhilfe, Sozialhilfe und Altenhilfe. 

Wie der Bundesregierung bekannt ist, hat aus der 
Sicht der kommunalen Spitzenverbände die Neu- 
regelung die Kontakte zur Bundesregierung inten- 
siviert. Auch aus der Sicht der Bundesregierung ist 
festzustellen, daß die neuen Mitwirkungsrechte 
grundsätzlich genutzt werden. 

Gewisse Schwierigkeiten in der praktischen Hand- 
habung zeigen sich bei der Darlegung abweichender 
Meinungen nach § 40 Abs. 3 S. 2 GGO 11. Die 
Wiedergabe eines nur begrenzten — wenngleich 
wichtigen — Meinungsbildes bringt die Gefahr mit 
sich, einen einseitigen Eindruck hervorzurufen. Auch 
ist bezüglich der Darstellung der abweichenden Stel- 
lungnahme der kommunalen Spitzenverbände (§ 40 
Abs. 3 GGO II) nicht immer klar, inwieweit die 
Verbände an ihrer Meinung noch nach der münd- 
lichen Erörterung festhalten. 

Ein mit der Änderung der GGO II u. a. angestrebtes 
Ziel, zusätzliche Informationen insbesondere über 
die finanziellen Auswirkungen der Vorhaben auf 
die Kommunen zu erhalten, ist allerdings noch nicht 
in dem von der Bundesregierung erhofften Maße 
erreicht worden. Die Bundesregierung sieht darin 
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einen weiteren Beweis für die Schwierigkeiten, ohne 
großen Verwaltungsaufwand die gesamten finanziel- 
len Auswirkungen von Bundesgesetzen, -Verordnun- 
gen oder sonstigen Maßnahmen zu erfassen. Auf 
Einzelheiten geht die Antwort zur Kleinen Anfrage 
betr. Umfang und Folgen der Gesetze und Rechts- 
verordnungen des Bundes für Staat und Bürger 
(Drucksache 8/212) ein, auf die auch hier verwiesen 
wird. 

44. Ist die Bundesregierung bereit, freie Träger 
bei der Erfüllung von Aufgaben für die All- 
gemeinheit so zu unterstützen, daß sie ihren 
wichtigen Dienst, insbesondere im sozialen 
und kulturellen Bereich, weiterhin erfüllen 
können? 

Die Bundesregierung verweist zunächst auf die 
grundsätzlichen Ausführungen zur Rolle der freien 
Träger in ihrer Antwort auf die Große Anfrage betr. 
Lage der Städte, Gemeinden und Kreise vom 22. Juli 
1974 — Drucksache 7/2409. Sie bemerkt weiterhin, 
daß die Wahrnehmung sozialer und kultureller Auf- 
gaben nach dem Grundgesetz grundsätzlich in der 
Verantwortung der Länder und Kommunen liegt. 

Die Bundesregierung läßt sich in ihrer Politik — 
nicht nur im sozialen und kulturellen Bereich — 
davon leiten, daß der Raum für selbstverantwortli- 
ches Handeln erweitert, die Vielfalt der im Dienste 
des Bürgers tätigen Einrichtungen geachtet und 
kleinliche Reglementierungen vermieden werden 
müssen. 

Demgemäß hat die Bundesregierung Bedeutung und 
Aufgaben der freien Träger für unsere Gesellschaft 
stets hervorgehoben, nicht zuletzt an verschiedenen 
Stellen in der Regierungserklärung vom 16. Dezem- 
ber 1976. 

Für den sozialen Bereich ist auf das Sozialgesetz- 
buch hinzuweisen, dessen Allgemeiner Teil in § 17 
Abs. 3 bestimmt: 

„In der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und 
freien Einrichtungen und Organisationen wirken die 
Leistungsträger darauf hin, daß sich ihre Tätigkeit 
und die der genannten Einrichtungen und Organi- 
sationen zum Wohl der Leistungsempfänger wirksam 
ergänzen. Sie haben dabei deren Selbständigkeit in 
Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben zu 
achten." 

Auf dem Gebiet der Wohlfahrtspflege wird die Bun- 
desregierung die bewährte partnerschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit den freien Trägern fortsetzen, die 
freien Wohlfahrtsverbände auch in Zukunft im Rah- 
men der verfassungsrechtlichen Kompetenzen des 
Bundes finanziell fördern und deren Interessen bei 
gesetzlichen und administrativen Regelungen be- 
rücksichtigen. 

Dasselbe gilt für die freien Träger der Jugendhilfe, 
die im Rahmen des Bundesjugendplanes finanziell 
gefördert und deren Interessen z. B. bei der beab- 
sichtigten Reform des Jugendhilferechts berücksich- 
tigt werden. 

Die Bundesregierung bleibt bemüht, daß anerkannte 
freie Träger der Jugendhilfe als gleichberechtigte. 


gleichrangige und gleichwertige Partner der öffent- 
lichen Träger ihre Aufgaben erfüllen können. 

Eine weitere Möglichkeit zur Förderung sozialer 
und kultureller Einrichtungen bieten dem Bund §§ 6 
und 7 des Zonenrandförderungsgesetzes. Für Schu- 
len, Kindergärten, Rehabilitationseinrichtungen, 
Sportstätten, Einrichtungen der beruflichen Bildung 
und andere soziale und kulturelle Einrichtungen so- 
wie für kulturelle Maßnahmen im Zonenrandgebiet 
werden Bundeszuschüsse von jährlich ca. 100 Mil- 
lionen bis 150 Millionen DM außer an Gemeinden 
auch an freie gemeinnützige Träger bereitgestellt. 


45. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, Aufgaben, die zur Zeit von der öffent- 
lichen Hand wahrgenommen werden, zu pri- 
vatisieren? 

Die Bundesregierung hat bereits in den Fragestun- 
den des Deutschen Bundestages am 24. September 
1975 (7. Wahlperiode, 186. Sitzung, S. 13096) und am 
18. Februar 1976 (223. Sitzung, S. 15514) ihre grund- 
sätzliche Haltung zur Frage der Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen dargelegt und darauf 
hingewiesen, daß insbesondere derjenige Bereich 
der öffentlichen Aufgaben, der vom Bund beeinflußt 
werden kann, für Privatisierungsmaßnahmen nur 
wenig Ansatzpunkte bietet. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Frage 
der Privatisierung öffentlicher Leistungen nicht ge- 
nerell beantwortet werden kann. Vielmehr muß die- 
ses Problem unter sorgfältiger Abwägung aller spe- 
ziellen Umstände im Einzelfall entschieden werden. 

Grundsätzlich sind der Privatisierung Grenzen aus 
der sozialstaatlichen Garantiefunktion gesetzt: 

— Die Entlastung des öffentlichen Haushalts allein 
ist kein Argument, wenn Leistungen, auf die der 
Bürger zur Daseinsvorsorge angewiesen ist, 
teuerer zu stehen kommen. 

— Aus dem Sozialstaatsgebot kann sich ergeben, 
daß Daseinsvorsorgeleistungen unter Geste- 
hungskosten angeboten werden müssen, damit 
alle Bürger einen chancengleichen Zugang 
haben. 

— Bei Privatisierungsmaßnahmen müssen auch die 
Auswirkungen auf die Beschäftigungs- und Ar- 
beitsmarktlage gesehen werden. 

— Bei der Prüfung, ob die private Form effektiver 
ist, ist auf eine längere Sicht abzustellen, die 
auch das Risiko von privaten Monopolbildungen 
abwägen muß. 

Deshalb können für die Entscheidung, ob eine Ein- 
richtung oder Dienstleistung dem privaten Bereich 
überlassen werden sollte, nicht allein Rentabilitäts- 
gesichtspunkte maßgebend sein. Ausschlaggebend 
muß insgesamt die bessere Lösung für den Bürger 
sein, wobei Kostenüberlegungen eine zwar immer 
wichtige, aber nicht in jedem Fall entscheidende 
Rolle spielen können. 

Mit der Problematik haben sich die kommunalen 
Spitzenverbände eingehend befaßt. Der Deutsche 


28 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/906 


Städtetag hat im April 1976 eine umfangreiche 
Untersuchung vorgelegt, die zu dem Ergebnis 
kommt, daß eine Privatisierung öffentlicher Auf- 
gaben bei Beachtung der dafür wesentlichen Krite- 
rien nur in begrenztem Umfang möglich ist und 
darüber nur im Einzelfall entschieden werden kann. 
Der Deutsche Städtetag sieht Möglichkeiten zur 
Privatisierung überwiegend bei Hilfstätigkeiten der 
öffentlichen Hand, sogenannten Annexaufgaben wie 
Gebäudereinigung, Inanspruchnahme privater Wä- 
schereien durch städtische Einrichtung, Druckerei- 
und Buchbindereiarbeiten für den Verwaltungs- 
bedarf, Grünflächenpflege, Unterhaltung von Stra- 
ßen, Wegen und Plätzen, Anmietung von ADV-An- 
lagen. Der Bayerische Städteverband hat Ende 1976 
eine Studie mit einem ähnlichen Ergebnis veröffent- 
licht. 

In einer Podiumsveranstaltung des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes im März 1976 wurde 
das Ergebnis einer Umfrage in Nordrhein-Westfalen 
bekanntgemacht, nach dem „insbesondere kleinere 
Gemeinden oft schon seit mehr als 20 Jahren Privat- 
unternehmen bei der Erfüllung öffentlicher Auf- 
gaben eingeschaltet haben". Der geringere Stand 
der Privatisierung in den größeren Gemeinden sei 
aber nicht unbegründet. „Bei Gemeinden in der 
Größenordnung ab 40 000 Einwohner stellte sich 
heraus, daß bei einer vernünftigen Durchrationali- 
sierung der Tätigkeiten es zumindest zweifelhaft 
ist, ob die privaten Unternehmen wirklich kosten- 
günstiger arbeiten können." 


46. Welche Ursachen liegen nach Ansicht der 
Bundesregierung dem Ansteigen der Zahl der 
Bürgerinitiativen auf vielfältigen Gebieten 
zugrunde? 


47. Wie gedenkt sich die Bundesregierung in 
Zukunft gegenüber Bürgerinitiativen zu ver- 
halten? 

Eine Ursache für das Ansteigen der Bürgerinitiativen 
— die verstanden werden als spontane, zeitlich be- 
grenzte Zusammenschlüsse von Einwohnern, welche 
auf die kommunale Vertretung oder Verwaltung ein- 
wirken, um die Lösung einzelner örtlich begrenzter 
Probleme im Sinne ihrer gemeinsamen Interessen- 
lage zu beeinflussen — liegt vornehmlich in dem 
gestiegenen Engagement der Bürger zum aktiven 


Mitwirken bei der Regelung Öffentlicher Angelegen- 
heiten. 

Die Bundesregierung bejaht diese im Grundsatz er- 
freuliche Einstellung. Davon bleibt unberührt, daß 
die Entscheidung kommunaler Fragen allein in Hän- 
den der politischen Vertretungen der Städte, Ge- 
meinden und Kreise verbleiben muß. Bürgerinitia- 
tiven befassen sich unter dem Blickwinkel eines 
besonderen Interesses jeweils mit einem speziellen 
Problem. Nur die von allen Bürgern gewählten Or- 
gane haben den generellen Auftrag, aus der politi- 
schen Gesamtschau für das Ganze zu handeln. 

Art und Umfang der Beteiligung der Bürger d. h. der 
Teilnahme an Meinungsbildung und Entscheidungs- 
findung über die allgemeinen Wahlen hinaus sind 
für die Ausgestaltung demokratischer Regelungen 
von grundlegender Bedeutung. 

Aus dieser Sicht wird die Bundesregierung, wie sie 
in der Regierungserklärung vom 16. Dezember 1976 
betont hat, bemüht bleiben, in verstärktem Maße die 
Einbeziehung der Interessen des Bürgers in staat- 
liche Planungs- und Genehmigungsverfahren zu för- 
dern. Bei der Vorbereitung von für die Allgemein- 
heit wichtigen Verwaltungsentscheidungen sollen 
die Bürger nach Möglichkeit frühzeitig beteiligt 
werden. 

Seit Jahren gibt es Berührungspunkte zu den ver- 
schiedensten Arten von Bürgerinitiativen, die ent- 
weder Eingriffe oder Beeinträchtigungen im Zuge 
der Planung von Straßen, Flugplätzen, Industrie- 
und Versorgungsanlagen verhindern wollen, oder 
die versuchen, Aktivitäten der öffentlichen Hand 
auszulösen, wie z. B. den Bau von kommunalen Ent- 
sorgungsanlagen, Kinderspielplätzen oder anderen 
gemeindlichen Folgeeinrichtungen. Die Bundesre- 
gierung begrüßt, daß das Gespräch mit derartigen 
Initiativen häufig wesentlich mit dazu beigetragen 
hat, praktikable Lösungen zu finden und die Bevöl- 
kerung sachlich zu unterrichten; sie verschweigt 
aber nicht, daß in einigen Fällen die Initiativen auch 
dazu benutzt wurden, um unrealistischen finanziel- 
len Forderungen Nachdruck zu verleihen. 

Alle politischen Entscheidungsgremien in Bund, 
Ländern und Gemeinden werden sich in Zukunft al- 
lerdings auch verstärkt mit der Problematik aus- 
einanderzusetzen haben, daß in weiten Bereichen 
der Infrastrukturpolitik notwendige Maßnahmen 
durch Sonderinteressen vertretende Aktionsgruppen 
zunehmend verhindert oder verzögert werden. 
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